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il est vrai, un solide appui dans la doctrine1 9
• On se 

gardera d'y voir un principe absolu. Dans chaque cas, 
il faudra verifier dans quelle mesure !es parties ont 
voulu supprimer la responsabilite du vendeur. Il n'en 
demeure pas moins qu'une ligne directrice d'interpre­
tation est maintenant definie, en taut cas pour les 
clauses redigees en termes generaux. On ne peut que 
s'en rejouir: la logique, mais aussi la securite des trans­
actions immobilieres y trouvent leur campte. Soutenir 
le contraire, admettre par exemple que l'exclusion vaut 
pour I'action contractuelle en dommages-interets mais 
pas pour l'action delictuelle, reviendrait souvent a 

19 Cf not. Giger, op. cit., n. 24 ad art. 199 CO; Lörtscher, op. cit., 
p. 121 ss et les ref. cit. 

Die Rechtsprechung 

faire perdre taute signification it ces clauses. Un strict 
dogmatisme serait ici incompris des parties. Taut au 
plus devra-t-on tendre a une interpretation restrictive -
en faveur de l'acheteur - quand !es effets de l'exclusion 
voulue par les _cocontractants restent douteux20

• 

Les clauses exclusives de garantie, Ies acheteurs immo­
biliers doivent Je savoir (et !es notaires Je leur appren­
dre), sont lourdes de consequences. Ce constat prend 
aujourd'hui une dimension supplernentaire au regard 
de Ia protection renforcee de l'environnement nature!. 
II y a une trentaine d'annees, il n'y aurait probable­
ment pas eu d'affaire Kilintra. 

20 Giger, op. cit., n. 24 ad art. 199 CO; Cavin, La vente, I'echange, 
la donation, TDP VII. L 1, Fribourg 1978, p. 86s.; nuance: Lört­
scher, op. cit., p. 123. 
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Submission - Soumission 

Vergebung öffentlicher Arbeiten - Rechtsnatur des Submis­
sionsverhältnisses und der Submissionsordnung - Rechts­
behelfe der Bewerber (Adjudication de travaux publics -
Nature juridique de la relation creee par l'appel dJoffres et 
du reglement de soumission - Voie de recours des partici­
pants). 

1. Das Submissionsverhältnis zwischen dem Ausschreiber 
von Bauarbeiten und den einzelnen eingeladenen Unterneh­
mern ist auch dann ein Rechtsverhältnis des privaten Rechts, 
wenn die Arbeiten durch eine juristische Person des öffent­
lichen Rechts ausgeschrieben werden. Da die Verwaltung 
nicht befugt ist, die Unternehmer autoritativ zu verpflichten, 
die Arbeit zu den von ihr festgelegten Bedingungen auszu­
führen, stellt die Vergebung öffentlicher Arbeiten keine an­
fechtbare Verfügung dar. 2. Zwar haben viele Gemeinwesen 
(auch der Kanton Luzern) für die Ausschreibung öffentlicher 
Bauarbeiten und die Durchführung des Submissionsverfah­
rens besondere Submissionsordnungen erlassen. Diese ent­
halten jedoch keine Bestimmungen mit Rechtssatzcharakter. 
Vielmehr enthalten sie einerseits verwaltungsinterne Dienst­
anweisungen und anderseits vorgeformte (Allgemeine) Sub­
missionsbedingungen, die privatrechtlich wirksam werden, 
wenn das ausschreibende Gemeinwesen sie gegenüber den 
einzelnen Unternehmern als anwendbar erklärt. 3. Soweit 
der Bewerber aus der Submissionsordnung Ansprüche ablei­
ten kann, sind sie deshalb privatrechtlicher Natur und vor 
dem Zivilrichter geltend zu machen. Verstösse gegen rein in­
terne Dienstanweisungen hingegen kann der Bewerber regel­
mässig nicht mit förmlicher Beschwerde, sondern nur mit 
einer Aufsichtsbeschwerde bei einer oberen Verwaltungs­
instanz rügen. 4. Aufsichtsrechtlich einschreiten kann die 
Aufsichtsbehörde jedoch nur solange, als die Vergabebe­
hörde mit dem Bewerber keinen unbedingten privatrecht-

liehen Vertrag abgeschlossen hat; insbesondere ist es ihr 
(jedenfalls nach luzernischem Recht) verwehrt, einen abge­
schlossenen Bauvertrag aufzuheben, auch wenn die dem Ver­
tragsabschluss vorangegangene Entschliessung des Gemein­
wesens nicht nach dem Submissionsrecht zustande kam. 
Nach dem rechtsgültigen Abschluss eines unbedingten Bau­
vertrages bleibt der Aufsichtsbehörde nur noch die Möglich­
keit, Disziplinarmassnahmen gegen die vergebende Behörde 
anzuordnen. RR LU 9. 7.1985; LOVE 1985 III, Nr. 33, 
s. 374/f. (1) 

Anmerkung: 1. Dieser Entscheid des Luzerner Regierungsrats be­
rührt ein viel diskutiertes und ebenso umstrittenes Thema (vgl. 
Michel, BR 1982, S. 52ff.; BR 1985, S. 55, Anmerkung zu Nr. 39 
und dortige Hinweise; ausführlich: Gauch, Der Werkvertrag, 3. 
Aufl., Zürich 1985, Nr. 343, Nr. 354ff., Nr. 358ff., Nr. 370ff., Nr. 
377). 2. Bemerkenswert ist, dass der Regierungsrat den Rechtssatz­
charakter der Submissionsordnung verneint (so z.B. auch BGE 103 
Ib 157; Gauch, a.a.O., Nr. 354), obwohl der Kanton Luzern über 
ein Submissionsgesetz (samt zugehöriger Verordnung) verfügt. Das 
bestätigt den Satz, dass aus der äussern Form der Submissionsord­
nung nicht schon auf die rechtliche Natur ihrer Bestimmungen ge­
schlossen werden darf (Gauch, a.a.O., Nr. 356 und dort Zitierte). 
3. Der Entscheid überzeugt, was allerdings nicht ausschliesst, dass 
andere Kantone eine Anfechtung der Vergebung durch förmliche 
Beschwerde vorsehen können (Gauch, a.a.O., Nr. 372). Aber auch 
dort, wo eine derartige Beschwerdemöglichkeit gegeben ist, kann der 
abgeschlossene Bauwerkvertrag nicht auf dem Beschwerdeweg ange­
fochten werden (Gauch, a.a.O., Nr. 377). Der Anfechtung unter­
liegt, wenn überhaupt, der bekanntgegebene Entscheid der Verwal­
tungsbehörde, den Bauwerkvertrag mit diesem (nicht mit einem an­
dern) Unternehmer einzugehen. 4. Um so weniger ist die Aufsichts­
behörde befugt, einen Bauwerkvertrag aufzuheben, und zwar unab­
hängig davon, was das öffentliche Recht des Kantons bestimmt. 
Denn: Zustandekommen und Fortbestand eines privatrechtlichen 
Bauwerkvertrages beurteilen sich ausschliesslich nach Bundesprivat­
recht, nicht nach dem Recht der Kantone. {pg) 

1987 /1 Verzeichnis der Abkürzungen: BR 1987/l, S. 23 BR/DC Table des abreviations: DC 1987/1, p. 23 13 



Die Rechtsprechung Baurecht 

Vergebung öffentlicher Arbeiten - Unterangebot (Adjudica­
tion de travaux publics - Sous-encheres). 

1. «Das Verwaltungsgericht hat zur Frage, ob ein Unterange­
bot vorliegt, mehrere Kriterien entwickelt, auf welche nach­
folgend einzugehen ist.» 2. «Eine Methode zum Erkennen 
von «Unterangeboten» bildet der Vergleich der strittigen 
Offerte mit dem arithmetischen Mittel aller eingereichten 
Angebote. Dabei wird das arithmetische Mittel der gültig 
eingereichten Offerten errechnet. Offerten, welche preislich 
mehr als 30 ~o über dem arithmetischen Mittel liegen, werden 
für die weitere Berechnung ausgeschieden. Von den verblei­
benden Angeboten wird wiederum das arithmetische Mittel 
bestimmt.» «Für diejenigen Offerten, welche 15 OJo und mehr 
unter» diesem zweiten «errechneten Mittel liegen, besteht die 
Vermutung eines Unterangebotes. Es ist dann Sache des 
Offerenten, anhand einer detaillierten Preisanalyse seines 
Angebotes aufzuzeigen, dass er trotz der günstigen Preise 
noch einen angemessenen Verdienst erwarten darf.» 3. «Ein 
Unterangebot liegt auch etwa dann vor, wenn die billigste 
Offerte weit vom Preise der zweitrangierten abweicht. So 
schloss das Gericht in einem Entscheid auf ein Unterangebot 
aus der Tatsache, dass die strittige Offerte in einem Teil, der 

rund einen Drittel des Auftragsvolumens umfasste, 31 % bil­
liger als die zweitgünstigste war.» 4. Die Tatsache, dass nur 
einzelne unbedeutende Positionen nicht kostendeckend offe­
riert werden, rechtfertigt dagegen noch nicht die Annahme 

eines Unterangebotes. VGr. GR 30. 10. 1985; PVG 1985, Nr. 
9, S. 35/. (2) 

Anmerkung: 1. Von «Unterangeboten» ist die Rede. In der Regel ist 
darunter ein Angebot verstanden, bei welchem mit grosser Wahr­
scheinlichkeit anzunehmen ist, dass die vereinbarte Vergütung unter 
den Selbstkosten des Unternehmers liegen werde. Das bedeutet, dass 
der Unternehmer schliesslich ohne Verdienst oder mit Verlust ge­
arbeitet haben wird. Diese Definition des Begriffes «Unterangebot» 
hat den allgemeinen Fall im Auge. Im allgemeinen Fall, dass heisst 
über längere Zeit hinweg betrachtet, ist die Unternehmung für ihren 
Bestand und für ihr Gedeihen auf Verdienst angewiesen. 2. Spezielle 
betriebswirtschaftliche Gesichtspunkte, welche die Unternehmung 
im Einzelfall möglicherweise auch zu beachten hat, sind bewusst 
ausser acht gelassen worden. Es kann zum Beispiel sein, dass sich die 
Unternehmung im konkreten Fall in einer Lage befindet, in welcher 
für sie der kleinere Schaden entsteht, wenn sie eine bestimmte Arbeit 
unter den Selbstkosten hereinnimmt, als wenn sie eine Periode der 
Unterbeschäftigung zu überstehen hat. 3. Das Gericht nennt 2 Krite­
rien zur Frage, ob ein Unterangebot vorliegt (Ziff. 2 und Ziff. 3). 
Beide sind ausgesprochen grobe Behelfsmethoden, die man aller­
dings seit vielen Jahren da und dort antrifft. Sie basieren auf Beob­
achtungen über die Zufallsverteilung der Angebotssummen im Rah­
men einer Submission. Im allgemeinen Fall wird von ihnen ein An­
haltspunkt dafür erwartet ob ein Angebot unterangebotsverdächtig 
sein könnte oder nicht; eine Gewissheit liefern die Kriterien nicht. 
4. Weiterhelfen können Preisanalysen, die der Unternehmer zu ein­
zelnen seiner wichtigen Preise auf Verlangen dem Bauherrn übergibt 
(siehe auch Norm SIA 118, Art. 18 Abs. 2). Allerdings besteht dann 
die Schwierigkeit, den zur Beurteilung der Preisanalysen geeigneten 
unabhängigen Fachmann zu finden, der beidseitig als neutral gelten 
kann. 5. Die Frage, auf welche Weise verlässlich festgestellt werden 
könne, ob ein Angebot ein Unterangebot sei, hat die Kreise des Bau­
wesens immer wieder beschäftigt. Einen Einblick in die Materie bie­
ten beispielsweise die beiden Publikationen: B. Constantin, Estima­
tions Previsionnelles et Jugement des Offres (Congres International 
Florence 1986, Grandes Ouvrages en Souterrain, Universita di Fi­
renze, 1986); Schweiz. Baumeisterverband, Preis-/Kostenanalyse, 
Hilfsmittel zu einer wettbewerbsneutralen Beurteilung einer Preis­
offerte. 

(dp) 

Architektur- und Ingenieurvertrag -
Contrat d'architecte et d'ingenieur 

Qualification du contrat - Contrat global - Normes appli­
cables ä la responsabilite - Application des Rglmts SIA -
Fardeau de Ja preuve - CO 368, 398, SIA 102/1969 (Qualifi­
kation des Vertrages - Globalvertrag - Anwendbare Normen 
für die Haftpflicht - Anwendung der SJA-Reglemente - Be­
weislast - OR 368, 398, SIA 10211969). 

1. Selon la nouvelle jurisprudence du TF (ATF 109 II 462, 
JdT 1984 1 210; 110 II 380, JdT 1985 1 274), le contrat d'ar­
chitecte est soumis, selon la nature des prestations, soit au 
contrat d'entreprise, soit au contrat de mandat. Quant au 
contrat global, il constitue un contrat mixte, auquel on de­
vrait appliquer, suivant la nature des reproches faits a l'ar­
chitecte, les regles de l'un ou de l'autre contrat. Cette juris­
prudence souleve des difficultes d'application, notamment 
dans un cas comme celui dont connait le tribunal, puisque le 
maitre reproche ä l'architecte d'avoir viole ses devoirs lors de 
l'etablissement du devis estimatif et lors de l'adjudication 

des travaux. Ne conviendrait-il pas d'appliquer ä un contrat 

global les seules dispositions du contrat de mandat? La ques­
tion peut rester ouverte, les parties ayant integre ä leur con­
trat le Rglmt SIA 102/1969. 2. «Le fait que (Je defendeur) ne 
soit pas un architecte qualifie ne fait pas non plus obstacle» a 
l'application du Rglmt SIA 102. 3. S'agissant d'une respon­
sabilite contractuelle, il appartient au demandeur d'etablir le 
dommage, la violation du contrat et le rapport de causalite, 
le defendeur devant alors etablir qu'il n'a pas commis de 

jaute (CO 97). 4. Sur la responsabilite pour le dommage 
cause par un depassement de devis, cf. no 5. TC VS 
17.9. 1985: RVJ (ZWR) 1985, p. 302ss (3) 

Note: 1. S'agissant de Ja qualification juridique du contrat, les juges 
valaisans auraient pu se dispenser d'entrer dans la controverse, 
puisque !es parties avaient integre a leur contrat le Rglmt SIA 
102/1969, lequel traite specialement des problemes de responsabi­
lite. Toutefois, ils n'ont manifestement pas resiste a l'envie 
d'emettre quelques critiques a l'endroit de la nouvelle jurisprudence 
du TF sur Ja qualification du contrat d'architecte (ATF 109 II 
462=DC 1985 p. 15 n. 4 et 110 II 380= DC 1985 p. 56 n. 42; sur l'en­
semble de la question, cf. P. Gauch, Vom Architekturvertrag, seiner 
Qualifikation und der SIA-Ordnung 102, in Gauch/Tercier, Le droit 
de l'architecte, Fribourg 1986, p. 9ss, et Ph. Abravanel, La qualifi­
cation du contrat d'architecte, ibid, p. 35ss). Ils evoquent notam­
ment les difficultes qui surgissent lorsqu'il s'agit de faire le depart, 
selon la nature des prestations promises, entre celles qui ressortissent 
ä un contrat d'entreprise et celles qui remplissent les conditions d'un 
contrat de mandat. Sans vouloir reprendre la controverse, nous nous 
bornerons a faire deux remarques: a) Avec l'arret valaisan, il faut 
convenir que le regime de la 11coupure» est difficilement applicable 
en pratique, car il place souvent le juge devant des delimitations im­
possibles a faire, et il ne peut etre irrefutablement justifie en doctrine 
(pour une critique egalement, Gauch, op. cit., n. 36ss). Ce contrat 
doit etre considere comme un taut et, s'il comprend des prestations 
qui en dependent, il doit @tre globalement soumis aux dispositions 
du mandat. Le TF l'admet lui-meme pour les regles sur la resiliation 
du contrat (ATF 109 II 466, JdT 1984 I 214); dans les considerants 
non publies aux ATF d'une autre decision (ATF 111 II 72ss=DC 
1986 p. 70 n. 100; cf. Pra 74, 1985 n° 179 p. 519s= DC 1986 p. 61 n. 
83), il estime sans hesiter (ni se referer a sa jurisprudence anterieure) 
que le contrat global est soumis sans reserve au mandat. Cela devrait 
egalement valoir dans l'arret commente. b) Si tel n'etait cependant 
pas le cas, il faut admettre que, sur le probleme pose par l'arret, la 
difference ne serait pas considerable. En effet, celui qui doit juger de 
la conformite de Ja prestation d'un architecte (comme de la fourni­
ture de tout ouvrage immateriel) applique en definitive des criteres 
analogues, si ce n'est similaires, pour decider s'il y a «faute» (man­
dat) ou s'il y a «defaut» (entreprise). Celui-ci ne peut etre en particu-

14 BR/DC 1987/1 
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lier admis que si la prestation que l'auteur a effectuee (p. ex. le pro­
jet, le devis) ne correspond pas a ce que l'on etait en droit d'attendre 
de lui, campte tenu de l'ensemble des circonstances. II ne peut garan­
tir plus que cela et ne peut donc etre rendu responsable pour plus que 
cela. Ce qui est vrai en revanche, c'est que la distinction peut avoir 
une tres grande importance pratique dans d'autres domaines: sur la 
nature des droits que peut faire valoir Je maltre, et sur !es conditions 
d'exercice, en particulier la prescription. 2. S'agissant de l'applica­
tion des Rglmts SIA 102, on relevera au passage Ja petite phrase glis­
see dans le texte apropos des qualifications professionnelles de l'ar­
chitecte. Encore qu'elle soit un peu concise, elle paralt confirmer 
qu'il n'est pas necessaire d'@tre un architecte qualifie pour passer un 
contrat d'architecte (cf. sur ces questions, P. Tercier, La formation 
du contrat et !es clauses d 'architecte, in Gauch/Tercier, Le contrat 
d'architecte, Fribourg 1986, p. 52ss), ni d'etre membre de la SIA 
pour proposer au maitre l 'integration du Rglmt SIA 102. (pt) 

Architekturvertrag - Kostenvoranschlag des Architekten -
Überschreitung - Toleranzgrenze - Schadenersatzpflicht -
Vorteilsanrechnung - OR 398 - SIA-Ordnung 102 (Ausgabe 
1969), Art. 2.6, 3.3, 6.1 und 18.2 lit. d (Contrat d'architecte 
- Devis approximatif de l'architecte - Depassement - Limite 
de tolerance - Obligation de riparer le prejudice - Imputa­
tion des avantages - CO 398 - SIA 10211969, art. 2.6, 3.3, 
6.1, 18.2 lit. d). 

1. Gesetzliche Grundlage der Haftung des Architekten für 
die Einhaltung des Kostenvoranschlages bildet OR 398, der 
den Beauftragten verpflichtet, den übertragenen Auftrag 
sorgfältig auszuführen. Einschlägig sind ausserdem die Art. 
2.6, 3.3 und 6.1 der von den Parteien übernommenen SIA­
Ordnung 102 (Ausgabe 1969). 2. Als haftungsbegründende 
Sorgfaltsverletzung betrachten Lehre und Rechtsprechung 
eine nicht durch ausserordentliche Umstände oder Ände­
rungswünsche des Bauherrn bedingte Kostenüberschreitung 
von mehr als lOOJo 3. Keine Haftung trifft den Architekten 
für Kostenüberschreitungen, die auf kostenteuernde Pro­
jektänderungen des Bauherrn zurückzuführen sind, sofern 
die Mehr kosten dem Bauherrn angezeigt wurden oder er sich 
sonstwie über das Ausmass im klaren sein musste. Der 
Kostenvoranschlag ist deshalb um die entsprechenden Be­
träge zu erhöhen. Dasselbe gilt für teuerungsbedingte 
Mehrkosten, da dem Kostenvoranschlag nach der von den 
Parteien übernommenen SIA-Ordnung 102 (Ausgabe 1969, 
Art. 18.2 lit. d) «aktuelle Preise» zugrunde zu legen waren. 
4. Mehrkosten, die im Kostenvoranschlag hätten berücksich­
tigt werden müssen oder über die der Bauherr vertragswidrig 
nicht informiert war, fallen dagegen für die Bemessung der 
Kostenüberschreitung in Betracht. 5. Da der Kostenvoran­
schlag um 10 OJo überschritten werden darf, muss diese Tole­
ranzsumme (lOOJo des aufgerechneten Voranschlages) vom 
Betrag der Kostenüberschreitung abgezogen werden. Der so 
gekürzte Betrag (hier: Fr. 33 920.95) kommt als Schaden in 
Betracht. 6. Bei der Bemessung des Schadenersatzes kann in­
dess nicht unbeachtet bleiben, dass die Kostenüberschreitung 
dem Bauherrn wohl einen gewissen Mehrwert brachte. Um­
gekehrt leuchtet aber auch der Einwand des Bauherrn ein, 
«er wolle den Betrieb nicht weiterverkaufen und könne des­
halb den Mehrwert nicht realisieren, so dass die Mehrkosten 
eine wirtschaftlich unnütze Immobilisierung von Kapital 
darstellten». 7. «Unter diesen Umständen lässt sich der Scha­
den nicht genau beziffern. Nach Art. 99 Abs. 3 in Verbin­
dung mit Art. 42 Abs. 2 und 43 Abs. 1 OR sind Schadens­
höhe und Schadenersatz unter Berücksichtigung aller Um­
stände ermessensweise festzulegen», was vorliegend zu einem 
Schadenersatzanspruch von Fr. 30000.- führt. «Dabei fällt 
ins Gewicht, dass die Beklagte (=Architekturfirma) der 

Kostenkontrolle zuwenig Beachtung schenkte, obgleich sie 
zu besonderer Sorgfalt verpflichtet gewesen wäre, nachdem 
sie ihren Kostenvoranschlag nur auf kubische Berechnung 
statt auf eingegangene Offerten abgestützt hatte.» 8. Was 
den zuletzt erwähnten Punkt betrifft, so ist es zwar nicht 
üblich, aber doch zulässig, dass eine Kostenberechnung nach 
Gebäudekubatur mit der Verbindlichkeit eines detaillierten 
Kostenvoranschlages (SIA-Ordnung 102, Art. 18.2 lit. d) 
ausgestattet wird. Exakt das war vorliegend der Fall. KGr. 
SZ 11. 7.1985; EGV. SZ 1985, Nr. 34, S. 102ff. (4) 

1. Selen !es art. 6.1 et 1.6 (recte: 2.6) du Rglmt SIA 102 
(1969), l'architecte est responsable en cas de d6passement de 
devis. Selon la jurisprudence, il y a lieu de lui reconnaitre une 
marge de tolerance de 10 OJo, qui n'a pas cependant (en ce qui 
concerne le montant) la portee d'une regle stricte. En l'oc­
currence, une marge de 25 OJo se justifie, d'une part parce 
qu'il s'agit de la transformation d'un bätiment (une ancienne 
laiterie), d'autre part parce qu'il ne s'agissait pas d'un devis 
approximatif detaille, au sens du Rglmt SIA 102 (cf. art. 
4.1.4 de l'f:d. de 1984), mais d'une estimation approximative 
des coüts en fonction du volume. 2. Si la marge de tolerance 
est depassee, il appartient ä l'architecte d'f:tablir que cela ne 
tient pas ä lui, mais ä d'autres causes (p. ex. au comporte­
ment du maltre). Ainsi il n'y a pas de responsabilite de l'ar­
chitecte dans la mesure oll le depassement provient de tra­
vaux supplementaires, ordonnes ou acceptes par le maltre. 
Les coOts doivent etre portes en df:duction des coOts effectifs 
dans la determination du df:passement pris en conSideration 
(cf. p. 307). 3. Si le depassement n'est pas justifii:, l'archi­
tecte est responsable, mais l'application des regles sur la re­
paration du dommage est particulierement df:licate: D'une 
part, parce que le maltre profite dans la majorite des cas 
d'une plus·value; d'autre part, parce que cet enrichissement 
n'est pas voulu, meme lorsque le maltre a ultf:rieurement ap· 
prouve les travaux vises, car l'avancement des travaux ne lui 
laissait pas d'autre choix. Concrt':tement, le juge est con­
fronte ä un si grand nombre de circonstances qu'il ne peut 
fixer le dommage qu'en exen;ant son pouvoir d'apprecia· 
tion, selon le cours ordinaire des choses (CO 42 II). En pra· 
tique, c'est avec raison que l'on partage en deux l'augmenta­
tion imputable a l'architecte et que l'on repartit le montant 
ainsi obtenu selon les circonstances du cas entre le maitre et 
l'architecte, en tenant campte du comportement de chacune 
des parties. TC VS 30.10.1985: RVJ (ZWR) 1985 p. 302ss 
(p. 306). (5) 

Anmerkung: 1. Zur Rechtslage bei Überschreitung des vom Archi­
tekten erstellten Kostenvoranschlages, mit der sich beide Entscheide 
(Nr. 4 und Nr. 5) befassen, siehe meine ausführliche Anmerkung zu 
BR 1986, S. 61 f., Nr. 84. Sehr detailliert jetzt auch Schumacher, in: 
Gauch/Tercier, Das Architektenrecht, Freiburg 1986, Nr. 602ff. 
Da ich zur Ergänzung und Präzisierung auf die genannten Fundstel­
len (Gauch und Schumacher) verweisen kann, beschränke ich mich 
nachstehend auf wenige Einzelpunkte, die ich besonders heraus­
heben möchte. 2. Das KGr. Schwyz wendet Auftragsrecht an, was 
deshalb richtig ist, weil es sich beim Architekturvertrag, um den es 
im konkreten Falle geht, um einen Gesamtvertrag handelt, auf den 
nach zutreffender Meinung Auftragsrecht zur Anwendung kommt 
(vgl. z.B. Gauch, Abravanel und Schumacher, in: Gauch/ Tercier, 
Das Architektenrecht, Freiburg 1986, Nr. 37, Nr. 98ff. und Nr. 375; 
Gauch, BR 1984, S. 50f., und Anmerkung zu BR 1985, S. 14, Nr. 2). 
3. Der Architekt haftet für schädigende Überschreitungen seines 
Kostenvoranschlages, die er durch vertragswidriges und schuldhaf­
tes Verhalten (z.B. durch Erstellung eines zu ungenauen Voranschla­
ges oder durch eigenmächtige Planänderungen) zu vertreten hat. 
4. Mehrkosten, die der Architekt nicht vertreten muss (weil sie z.B. 
auf Projektänderungen des abgemahnten Bauherrn beruhen), sind 
bei der Berechnung der für die Haftung massgeblichen Überschrei-

1987/1 BR/DC 15 



Die Rechtsprechung Baurecht 

tung von den effektiven Baukosten abzuziehen (richtig: KGr. Wal­
lis). Werden sie statt dessen zum Kostenvoranschlag hinzugezählt 
(KGr. Schwyz), so besteht die Gefahr, dass auch die Toleranzsumme 
vom derart erhöhten («aufgerechneten») Kostenvoranschlag und da­
mit unrichtig berechnet wird (so: KGr. Schwyz). Ausserdem bleibt 
stets zu beachten, dass Mehrkosten infolge von nachträglichen Pro­
jektänderungen und Sonderwünschen des Bauherrn den Architekten 
nur dann entlasten, wenn der Bauherr rechtzeitig abgemahnt wurde 
oder eine solche Abmahnung nutzlos gewesen wäre. 5. Zwar trifft es 
zu, dass der Architekt über einen gewissen Spielraum verfügt, inner­
halb dem der Bauherr eine Überschreitung des Kostenvoranschlages 
tolerieren muss. Mangels vertraglicher Festlegung (vgl. z.B. SIA­
Ordnung 102, Ausgabe 1984, Art. 4.2.5) kommt es für die Bestim­
mung dieses Spielraums auf die konkreten Umstände des Einzelfal­
les an, wobei für Neubauten und als «Faustregel)) eine Toleranz­
grenze von lOOJo, gemessen am Betrag des eigentlichen (detaillierten) 
Kostenvoranschlages, gelten dürfte. 6. Indes beschränkt die er­
wähnte Toleranzgrenze nicht die Höhe des eingetretenen Schadens, 
sondern schliesst in ihr.em Umfang die Haftung des Architekten aus, 
weil es insoweit an einer haftungsbegründenden Vertragsverletzung 
fehlt. überdies bezieht sich die Toleranzgrenze ausschliesslich auf 
solche Kostenüberschreitungen, die ihren Grund in der Ungenauig­
keit der Kostenschätzung haben. Andere Überschreitungen (z.B. 
solche infolge mangelhafter Kostenkontrolle), die dem Architekten 
anzurechnen sind, hat der Bauherr überhaupt nicht (auch nicht in 
gewissem Umfang) zu tolerieren, was beide Entscheide missachten. 
7. Richtig ist, dass der vom Bauherrn erlittene Schaden nicht einfach 
in der massgeblichen Kostenüberschreitung besteht. Denn die durch 
den unerwarteten Mehraufwand bewirkten Wertsteigerungen des be­
bauten Grundstücks stellen einen Vermögensvorteil des Bauherrn 
dar, dem das Grundstück gehört; deshalb sind sie bei der Ermittlung 
des zu ersetzenden Schadens grundsätzlich in Abzug zu bringen. Von 
einem solchen Vorteilausgleich ist jedoch abzusehen, soweit es im 
Einzelfall nach Treu und Glauben (ZGB 2) unzumutbar erscheint, 
den eingetretenen Vermögensvorteil dem Bauherrn anzurechnen. 
8. Die Prinzipien dieser schwierigen Schadensberechnung sind bei­
den Gerichten bewusst. Das Kür. Schwyz akzeptiert deshalb den 
(gegen die Vorteilsanrechnung gerichteten) Einwand des Bauherrn, 
er wolle den Betrieb nicht weiterverkaufen, so dass die Mehrkosten 
eine wirtschaftlich unnütze Immobilisierung von Kapital darstellten. 
Ob das Gericht dem Einwand allerdings in genügender Weise Rech­
nung trägt, mag hier offenbleiben. Zu «schematisch» und mangels 
überzeugender Begründung abzulehnen ist dagegen die vom Kür. 
Wallis propagierte («praktische») Lösung, wonach die massgebliche 
Überschreitung zunächst einmal hälftig zu teilen sei. 9. Besondere 
Regeln gelten schliesslich (was beide Gerichte ausser acht Jassen) für 
den häufigen Sonderfall, da dem Bauherrn durch nicht kosten­
gerechte (unfachmännische oder unwirtschaftliche) Bauausführung 
unnötige Mehrkosten erwachsen sind. Diese Kosten muss der Archi­
tekt, wenn er sie durch nicht richtige Erfüllung seines Vertrages 
(z.B. durch ungenügende Bauaufsicht oder mangelhafte Koordina­
tion der Arbeiten) verschuldet hat (vgl. Kür. Wallis, a. a. 0., 
S. 308), als Schaden ersetzen, ohne dass Toleranzgrenze oder Vor­
teilsausgleichung ins Spiel kommen (im einzelnen: Gauch, Anmer­
kung zu BR 1986, S. 61 f., Nr. 84, Ziff. 5). 10. Von beiden Entschei­
den wurden hier nur die Hauptsätze berücksichtigt. Das gilt nament­
lich für den Entscheid des KGr. Wallis, der ausführliche Erwägun­
gen zum konkreten Fall enthält, für deren Wiedergabe und kritische 
Würdigung vorliegend kein Platz ist. (pg) 

Bauwerkvertrag - Contrat d'entreprise 

Vergütung - Rückbehaltungsrecht zur Durchsetzung der 
Nachbesserung (Remuneration - Droit d une retenue d titre 
de garantie pour /es travaux de refection). 

1. Die Rückbehaltung des Werklohnes ist ein zulässiges Mit­
tel zur Durchsetzung des Verbesserungsanspruchs (OR 368 
II). Das Rückbehaltungsrecht des Bestellers beruht auf OR 
82, setzt aber voraus, dass der Besteller die Nachbesserung 
tatsächlich verlangt, indem er sein Nachbesserungsrecht aus-

übt. 2. «Zwar wollte der Kläger (=Unternehmer) offenbar 
im Dezember 1982 nachbessern, wurde aber nicht zugelas­
sen. Dadurch geriet die Beklagte (=Besteller) in Gläubiger­
verzug mit der Folge, dass der Kläger gestützt auf Art. 95 OR 
den Rücktritt hätte erklären können. Da er dies dann unter­
liess, bleibt es beim Rückbehaltungsrecht der Beklagten.» 
3. Nach Treu und Glauben darf der (beklagte) Besteller «von 
der geschuldeten Vergütung so viel zurückbehalten, als er­
forderlich ist, um den konkreten Nachbesserungsanspruch 
ausgiebig zu sichern und darüber hinaus angemessenen 
Druck auf den Unternehmer auszuüben, damit dieser die ge­
schuldete Nachbesserung umgehend vornimmt» (Gauch, Der 
Werkvertrag, Nr. 1740). 4. Bei ausstehenden Nachbesse­
rungsarbeiten im Betrag von erheblich über Fr. 10000.- ist 
dem beklagten Besteller zuzugestehen, dass er den restlichen 
Vergütungsbetrag von Fr. 18000.- so lange zurückbehält, 
bis der klägerische Unternehmer seiner Verbesserungspflicht 
nachgekommen ist. Das auf Auszahlung dieses Vergütungs­
betrages gerichtete Klagebegehren des Unternehmers ist da­
her zurzeit abzuweisen. OGr. AG 6.9.1985; AGVE 1985, 
Nr. 6, S. 36j. (6) 

Anmerkung: 1. Vgl. zum Ganzen: Gauch, Der Werkvertrag, 3. 
Aufl., Zürich 1985, Nr. 1729ff.; BR 81, S.55f„ Anmerkung zu Nr. 
55. 2. Zu Recht verlangt das Gericht, dass der Empfänger eines man­
gelhaften Werkes, der seine Vergütungsleistung mit der Einrede des 
nichterfüllten Vertrages (OR 82) zurückhalten will, spätestens mit 
der Geltendmachung der Einrede die Nachbesserung verlangen 
muss. Verlangt der Besteller die Nachbesserung nicht oder steht ihm 
überhaupt kein Nachbesserungsrecht zu, so ist er nicht befugt, die 
Vergütung wegen der Mangelhaftigkeit des Werkes zurückzuhalten 
(Gauch, a.a.O., Nr. 1731). 2. Richtig ist auch, dass sich die Höhe 
des rückhaltbaren Betrages nach Treu und Glauben, und zwar in der 
vom Gericht umschriebenen Weise, bestimmt. Der zulässige Betrag 
braucht sich nicht auf die Höhe der voraussichtlichen Verbesse­
rungskosten zu beschränken, sondern darf die Verbesserungskosten 
(mit Rücksicht auf die Druckfunktion des Rückbehaltungsrechts) 
übersteigen, jedoch nur in den Schranken von Treu und Glauben. 
Bei Verbesserungskosten von über Fr. 10000.- sind diese Schranken 
mit einem Rückhaltsbetrag von Fr. 18000.- nicht verletzt, sofern 
nicht besondere Umstände des Einzelfalls etwas anderes nahelegen 
(zum Ganzen: Gauch, a. a. 0., Nr. 1739ff., mit Hinweis auf die deut­
sche Rechtsprechung). 3. Zur Klarstellung bleibt jedoch beizufügen, 
dass der Annahmeverzug des Bestellers (OR 91) dessen Rückbehal­
tungsrecht ausschliesst (SJ 100, 1978, S. 141 =BR 1979, S. 12, Nr. 
14; Gautschi, N13a zu Art. 372 OR; Jeanprttre, in Melanges 
Deschenaux, Fribourg 1977, S. 281; v. Tuhr/Escher, S. 75; Gauch, 
a. a. 0., Nr. 1738). Solange der Besteller sich mit der Annahme der 
verlangten Verbesserung in Verzug befindet, kann er die Vergütung 
nicht zurückbehalten. «La mora creditoris suspend le droit de sou­
lever l'exceptio non adimpleti contractUS}} (Jeanprlitre, a. a. 0.). (pg) 

/,Mängelhaftung - Abtretung der Mängelrechte (Garantie 
/' } pour /es difauts - Cession des droits de garantie). 

1. Ein Bauherr hatte sein neu erstelltes Einfamilienhaus 
unter Hinweis auf die bestehenden Werkmängel und unter 
Ausschluss der kaufrechtlichen Gewährleistung an einen 
Dritten verkauft, dem Käufer aber «seine Ansprüche aus 
dem Werkvertrag» mit dem Unternehmer abgetreten. Nach­
dem der Käufer den Unternehmer wiederholt erfolglos zur 
Ausbesserung der Mängel aufgefordert hatte, liess er die 
Mängel durch einen andern Unternehmer beseitigen. 2. Mit 
der eingereichten Klage verlangt jetzt der Käufer vom Unter­
nehmer (unter anderem) die Bezahlung der durch die Ersatz­
vornahme entstandenen Kosten. Der beklagte Unternehmer 
bestreitet die Forderung, indem er insbesondere geltend 
macht, dem Käufer fehle die Aktivlegitimation, weil die 
werkvertraglichen Mängelrechte als Gestaltungsrechte nicht 
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zedierbar seien. 3. Das Gericht verzichtet auf eine rechtliche 
Qualifizierung der Mängelrechte und lässt die Frage der Ab­
tretbarkeit grundsätzlich offen. Da hingegen der Unterneh­
mer der Abtretung stillschweigend zugestimmt habe, erachtet 
es im vorliegenden Fall die Abtretung für gültig. 4. Ausser­
dem verwirft das Gericht den zusätzlichen Einwand des Un­
ternehmers, die in Kenntnis des Mangels vereinbarte Weg­
bedingung der kaufrechtlichen Gewährleistung beinhalte 
auch einen Verzicht zugunsten des Beklagten. Denn «weder 
der Kläger als Käufer noch der Verkäufer hätten an einem 
Verzicht auf die werkvertragliche Gewährleistungspflicht des 
Unternehmers ein unmittelbares Interesse gehabt». KGr. SG 
27.1.1984; GVP SG 1985, Nr. 43, S. 98jj. (7) 

Anmerkung: 1. Zur Abtretung von Mängelrechten: Gauch, Der 
Werkvertrag, 3. Aufl., Zürich 1985, Nr. 1779ff.; Gauch, Die Abtre­
tung der werkvertraglichen Mängelrechte, BR 1984, 23ff.; Egli, 
Kaufvertrag und Garantien nach der SIA-Norm 118, BR 1983, 
S. 3ff.; BR 85, S.16, Nr. 7; BR 85, S.18, Nr. 14; BR 85, S. 68ff. 
2. Nach der hier vertretenen Auffassung sind Wandelungs- und Min­
derungsrechte (als akzessorische Gestaltungsrechte) unlösbar mit 
dem Werkvertrag verbunden, können also nicht von ihm getrennt 
und vom Besteller auf einen andern übertragen werden (Gauch, Der 
Werkvertrag, Nr. 1781, mit weiteren Zitaten). Daran vermag auch 
eine Zustimmung des Unternehmers nichts zu ändern. Abtretbar ist 
immer nur die Wandelungs- oder Minderungsforderung auf ganze 
oder teilweise Rückleistung der bezahlten Vergütung, die aus der 
Ausübung des Wandelungs- oder Minderungsrechts fliessen kann. 
3. Grundsätzlich abtretbar sind dagegen das Nachbesserungsrecht 
und das Forderungsrecht auf Ersatz eines Mangelfolgeschadens, der 
dem Besteller entstanden ist oder noch entstehen wird (Gauch, Der 
Werkvertrag, Nr. 1783f„ Nr. 1785; Nr. 1787ff.). Mangels anderer 
Vereinbarung zwischen Besteller und Unternehmer bedarf diese Ab­
tretung keiner Einwilligung des Unternehmers (Art. 164I). Weil das 
Nachbesserungsrecht insofern ein Gestaltungsrecht ist, als die For­
derung auf unentgeltliche Verbesserung des Werkes erst durch des­
sen Ausübung entsteht, kommen die Bestimmungen über die Forde­
rungsabtretung (OR 164ff.) auf dieses Recht zwar nur sinngemäss 
zur Anwendung, was aber am Prinzip der Abtretbarkeit nichts zu 
ändern vermag. 4. Für die Beurteilung des vorliegenden Falles folgt 
aus dem Gesagten: Die Abtretbarkeit des streitigen Nachbesserungs­
rechts war ohne weiteres (auch ohne stillschweigende Zustimmung 
des Unternehmers) gegeben, sofern die Abtretung nach den konkre­
ten Verhältnissen nicht eine unzumutbare Erschwerung für den Un­
ternehmer mit sich brachte und deshalb mit der «Natur des Rechts­
verhältnisses» (OR 164 I) unvereinbar war. Soweit sich die verein­
barte Abtretung jedoch auch auf das Wandelungs- oder Minde­
rungsrecht bezog, war sie nichtig, was für die Beurteilung der 
Rechtslage zum Beizug der Teilnichtigkeitsregeln (OR 20 II) hätte 
führen müssen (Gauch, Der Werkvertrag, Nr. 1797). (pg) 

Remuneration de I'entrepreneur - Prescription de la creance 
- Travail artisanal selon CO 128/3 (Vergütung des Unterneh­
mers - Verjährung der Forderung - Handwerksarbeit gemäss 
OR 128 Zijj. 3). 

1. L'application de la prescription de cinq ans selon CO 
128/3 suppose un travail artisanal. Est un travail artisanal 
celui qui «S'exerce principalement ä la main ou ä l'aide d'un 
outillage simple et consiste g6n6ralement ä. faconner ou ä 
transformer des mat6riaux. Ces conditions ne sont pas rem­
plies s'agissant de la construction d'une maison, aussi mo­
deste soit-elle.» 2. Peu importe que ces travaux aient ete exe­
cutes par etapes et qu'il y ait eu des adjudications successives 
pour 1'6dification de deux groupes de villas et leurs amenage­
ments exterieurs. Tous ces travaux font appel ä des activites 
oll l'on ne saurait voir une predominance de l'apport pure­
ment manuel et technique par rapport ä la fonction intellec­
tuelle, organisationnelle et administrative inh6rente ä 1'6difi-

cation d'une construction immobiliere. 3. «M€!me si l'on 
voulait consid6rer, de maniere artificielle, les seuls am6nage­
ments exterieurs adjuges separement», on pourrait admettre 
qu'il ne s'agit plus d'activite artisanale. L'amenagement des 
terres et des parties goudronnees, la construction de dalles 
armees, la realisation d'escaliers, de bacs ä fleurs et de mu­
rets impliquent des travaux allant au-delä du simple tour de 
main et du metier propre ä l'activite artisanale. 4. Dans les 
cas limites, la rf:gle ne doit pas etre interpretee de maniere 
extensive, car elle constitue une exception a la rf:gle g6n6rale 
de CO 127. Dans le doute et notamment lorsque le contrat 
d'entreprise porte sur autre chose qu'une activite routinif:re, 
on doit appliquer le d6lai ordinaire de dix ans. TF (BGr.) 
4. 3.1986 (Ed. Cuenod SA en /iquidation c/ SI Solbois en 
liquidation): SJ 1986, p. 554-5. (8) 

Notes: L'arret se situe dans Ja ligne de Ja jurisprudence rt':cente, 
qu'elle soit f{:dt':rale (ATF 109 II 116=DC 1984, p. 53 n. 63) ou can­
tonale (Rep. 1984, p. 145ss=DC 1985, p. 17 n. 10; GVP SG 1984, 
p. 82ss et 85ss=DC 1986, p. 16s. n. 10 et II), qui donne ä. la regle 
une interprt':tation toujours plus restrictive, pour la r€:duire cette fois 
aux activites oll pr€:dominent les aspects manuels, simples et routi­
niers. Elle n'appelle que quelques breves remarques: 1. Apparem­
ment, le TF ne se fonde que sur la nature du travail effectue, et non 
sur la qualite de celui qui l'effectue. La question avait ete laissee 
ouverte dans le dernier arret publit':; cette solution parait s'imposer 
(cf. nos remarques in DC 1984, p. 53s. et celles de Gauch, in DC 
1986, p. 17). 2. Apparemment toujours, il convient de considt':rer 
l'ensemble des prestations de l'entrepreneur, meme si elles font l'ob­
jet d'adjudications au de contrats s€:pares. C'est ainsi que l'on peut 
comprendre la remarque selon laquelle il serait «artificiel» d'isoler 
une prestation dt':terminee. La remarque est fond€:e: lorsque les pres­
tations dorrt est charge l'entrepreneur ont entre elles une relation 
fonctionnelle suffisante, on ne peut isoler l'une d'elles pour la sou­
mettre ä un r€:gime different des autres, saus prt':texte qu'elle aurait ä 
elle seule un caractere fondamentalement different. 3. L'arret four­
nit une nouvelle concrt':tisation des critf:res d{:finissant le travail arti­
sanal, cette fois en relation avec les amenagements exterieurs. Pour 
une casuistique plus complete, an se reportera, en plus des arrets 
dt':jä. cites, aux d{:cisions r€:sumees dans cette revue (DC 1980, p. 47 
n. 33-35; 1981, p. 16 n. 18; 1982, p. 58 n. 52; 1983, p. 56 n. 42; 1984, 
p. 16. n. 10). (pt) 

Vergütung - Unterzeichnete Ausmassprotokolle (Remunera­
tion - Portee de la signature des attachements). 

Von beiden Parteien eines Werkvertrages aufgenommene 
und unterzeichnete Ausmassprotokolle stellen auch bei An~ 
wendbarkeit der SIA-Norm 118 blosse Beweisurkunden dar. 
Als solche gelten sie immerhin bis zum Nachweis des Gegen­
teils als richtig. OGr. AG 21. 12. 1984; AGVE 1985, Nr. 16, 
~n ~ 

Anmerkung: 1. Werden Leistungen des Unternehmers nach Ein­
heitspreisen vergütet und kommt es hiebei auf das «tatsächliche» 
(nicht «plangemäss theoretische))) Ausmass an, so pflegen die Par­
teien das Ausmass (meist fortlaufend nach Arbeitsabschnitten) ge­
meinsam zu ermitteln und das gemeinsam ermittelte Ausmass in 
einer Urkunde («Ausmassprotokoll», auch: «Massurkunde», «Aus­
massbuch») gegenseitig anzuerkennen. 2. Diese unterschriftliche 
Anerkennung ist eine gemeinsame Vorstellungsäusserung über den 
Umfang der tatsächlich ausgeführten Leistungen. Sie begründet 
(analog einer Quittung) eine tatsächliche (natürliche) Vermutung für 
die Richtigkeit des in der Urkunde anerkannten Masses. Eine solche 
Vermutung kann der Besteller schon durch blassen Gegenbeweis ent­
kräften, ohne dass er das Gegenteil beweisen müsste (Kummer, 
N 363 zu ZGB 8). 3. Hat allerdings eine Partei bewusst ein unrichti­
ges Ausmass anerkannt, so verstösst sie (durch ihr widersprüchliches 
Verhalten) gegen Treu und Glauben, wenn sie sich im nachhinein auf 
die Unrichtigkeit des von ihr als richtig anerkannten Ausmasses be­
ruft. Auch kann im Einzelfall die gegenseitige Anerkennung des 
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Ausmasses die Bedeutung eines Vergleiches haben. Und schliesslich 
ist möglich, dass die Anerkennung, weil es so vereinbart wurde, zu 
einer Umkehr der Beweislast führt. 4. Vgl. zum Ganzen: Gauch, Der 
Werkvertrag, 3. Aufl., Zürich 1985, Nr. 642f.; ferner Schwager, BR 
1986,S.63,Anm.zuNr.86. (pg) 

Sachenrecht - Droits reels 

Bauhandwerkerpfandrecbt - Pfandobjekt bei Stockwerk~ 

eigentum (Hypotheque ligale des artisans et entrepreneurs -
Propriete par fitages comme objet de /'hypothf!que). 

Auch wenn gemeinschaftliche Bestandteile (hier eine Belüf­
tungsanlage) nicht allen Stockwerkeinheiten, sondern nur 
einigen von ihnen unmittelbar dienen, ist das Bauhandwer­
kerpfandrecht allen Stockwerkeinheiten zu belasten, da der 
Mehrwert dennoch allen Stockwerkeigentümern zugute 
kommt. Die pfandgesicherte Forderung des Unternehmers 
ist nach den Wertquoten der Stockwerkeinheiten aufzuteilen 
und diesen anteilmässig zu belasten. BGr. (TF) 17.1.1985; 
BGE(ATF)111II31ff. (10) 

Anmerkung: Das Recht des Stockwerkeigentums (Art. 712aff. 
ZGB) schafft Schwierigkeiten, weil es Sachen (Grundstücke) recht­
lich teilt, die eine Einheit bilden und physisch nicht oder nur teil­
weise aufgeteilt werden können. Die wertvolle Funktion des Stock­
werkeigentums soll nicht angezweifelt werden. Die Nachteile dieses 
heterogenen Rechtsinstitutes dürfen aber nicht übersehen werden. 
Schwierigkeiten bietet die Durchsetzung von Mängelrechten der 
Stockwerkeigentümer (vgl. z.B. Weber, Gewährleistungsansprüche 
beim Stockwerkeigentum, BR 1985, S. 67ff.). Heiklen Problemen 
der Belastung der richtigen Pfandobjekte und der Fristwahrung sieht 
sich auch der Unternehmer gegenüber, der ein in Stockwerkeigen­
tum aufgeteiltes Grundstück belasten will. In diesem Urteil hatte das 
Bundesgericht erstmals Gelegenheit, zur Frage der Belastung von 
Stockwerkeigentum Stellung zu nehmen. Diesem gemäss ist zu un­
terscheiden: 1. Bauleistungen für gemeinschaftliche Bestandteile 
(Art. 712 b Abs. 2 ZGB) sind allen Stockwerkeinheiten zu belasten. 
Das Bundesgericht begründet dies damit, dass derartige Bauarbeiten 
den Wert der Gesamtliegenschaft erhöhen. Die Werkpreisforderung 
ist nach den Wertquoten aufzuteilen und anteilsmässig auf die ein­
zelnen Stockwerkanteile zu verlegen (vgl. dazu ZBJV 1979, S. 317; 
PKG 1980, Nr. 6, S. 33=BR 1985, S. 63, Nr. 58; Schumacher, Nr. 
383 f.). 2. Gemäss der Lehre, welche vom Bundesgericht als einhellig 
bezeichnet wird (Zobl, ZSR 1982 II, S. 127; de Haller, ZSR 1982 II, 
S. 264; Schumacher, Nr. 379ff.), sind wertvermehrende Leistungen 
zum Zwecke der individuellen Innenausgestaltung der als Sonder­
recht zugeschiedenen Gebäudeteile, also Bauarbeiten an abgetrenn­
ten Stockwerkeinheiten, welche den Stockwerkeigentümern zur aus­
schliesslichen Nutzung zugewiesen sind, nur diesen Stockwerkantei­
len und nicht anteilsmässig allen Stockwerkeinheiten oder der Ge­
samtliegenschaft zu belasten. Gemäss Bundesgericht ist diese Aus­
nahme von der Regel nur insoweit zulässig, als die bauliche Ausstat­
tung der im Sonderrecht stehenden Räume ein wesentliches Element 
des dem gemeinschaftlichen Eigentum entgegenstehenden Sonder­
rechts ausmacht (BGB 111 II 36). 3. Das Bundesgericht hat es zu 
Recht abgelehnt, eine «Zwischenkategoriell zu schaffen, welche nur 
die Gruppe derjenigen Stockwerkeigentümer umfassen würde, wel­
che im Unterschied zu den übrigen Eigentümern einen unmittelbaren 
Nutzen aus den betreffenden gemeinschaftlichen Bauteilen bezie­
hungsweise Anlagen ziehen. Ist ein Bauteil ein gemeinschaftlicher, 
vermehrt er den Wert der gesamten Liegenschaft, unabhängig da­
von, welchen unmittelbaren Nutzen durch Gebrauch der einzelne 
Stockwerkeigentümer daraus zieht (BGE 111 II 35). Die Beziehung 
der Stockwerkeigentümer zum Bauhandwerker, der zugunsten ge­
meinschaftlicher Gebäudeteile Arbeit leistet und Material liefert, ist 
ein Aussenverhältnis. Der Handwerker muss sich nicht einen ande­
ren Verteilungsschlüssel entgegenhalten lassen, der allenfalls im 
Innenverhältnis für die Kostenaufteilung gilt und von den Stock­
werkeigentümern oft erst noch ausgehandelt werden muss. Der Un­
ternehmer darf und muss sich auf die Verteilung der Wertquoten ge-

mäss Grundbucheintrag verlassen. Dies hat für das Gericht und die 
Parteien auch praktische Vorteile. 4. Das Bundesgericht musste sich 
in diesem Fall nicht zur Frage äussern, ob Art. 648 Abs. 3 ZGB die 
Belastung der Gesamtliegenschaft mit Bauhandwerkerpfandrechten 
verbietet, sobald eine einzige Stockwerkeinheit bereits mit einem 
Grundpfand belastet ist (vgl. zur Kontroverse um Art. 648 Abs. 3 
ZGB Schumacher, Nr. 367ff.; ferner BR 1985, S. 63, Nr. 58). Das 
Bundesgericht liess jedoch deutlich durchblicken, dass nach der 
Pfandbelastung einer oder mehrer Stockwerkeinheiten kein Bau­
handwerkerpfandrecht mehr zu Lasten der Gesamtliegenschaft ein­
getragen werden darf (BGE 111 II 34f.). (rs) 

Bauhandwerkerpfandrecht - Vorrecht (ZGB 841); Aufschub 
der Verteilung des Verwertungserlöses (VZG 117) (Hypo­
theque legale des artisans et entrepreneurs - Privilege, CC 
841; decision de suspendre la distribution des deniers, art. 
1170Rl). 

1. Der streitige Anteil des Verwertungserlöses des Baugrund­
stückes, dessen Verteilung vom Betreibungsamt aufgescho­
ben wird, ist gleich der Summe der von den Baupfandgläubi­
gern nach Massgabe des Art. 117 VZG rechtzeitig und beim 
Richter des Betreibungsortes eingeklagten, noch hängigen 
Ausfallansprüche der Bauhandwerker im Sinne von Art. 841 
ZGB. Lässt es das kantonale Prozessrecht zu, dass sich die 
klagenden Baupfandgläubiger betragsmässig nicht festlegen, 
sind deren Pfandausfälle gemäss Verteilungsplan einzuset­
zen. Darüber hinaus hat das Betreibungsamt einen angemes­
senen Betrag für Zinsen, Prozessentschädigungen und Pro­
zesskostenvorschüsse, welche den obsiegenden Baupfand­
gläubigern allenfalls zu ersetzen sind, zurückzubehalten. 2. 
Die Prüfung der materiellrechtlichen Fragen, insbesondere 
ob und in welchem Umfange den Bauhandwerkern ein Vor­
rechtsanspruch gemäss Art. 841 ZGB zusteht und ob das 
Bauhandwerkerpfandrecht auch Zinsen, Prozessentschädi­
gungen und den Ersatz eines Prozesskostenvorschusses 
durch den unterliegenden, vorrangigen Grundpfandgläubi­
ger deckt, steht nur dem gemäss Art. 117 Abs. 1 VZG zu­
ständigen Richter und nicht dem Betreibungsamt zu. 3. Der 
vorrangige Grundpfandgläubiger, welcher die Freigabe sei­
nes nicht strittigen Anteils am Verwertungserlös verlangt, ist 
für den Umfang dieses Anteils beweispflichtig. Er hat zum 
Beispiel aufgrund einer Aufstellung des gemäss Art. 117 
Abs. 1 VZG zuständigen Gerichtes des Betreibungsortes zu 
belegen, welche Baupfandgläubiger rechtzeitig welche An­
sprüche eingeklagt haben und welche Prozesse dort noch hän­
gig sind. BGr. (TF) 9.11.1984; BGE (ATF) llOJJ 75ff. (11) 

Anmerkung: 1. Will ein zu Verlust gekommener Baupfandgläubiger 
sein allfälliges Vorrecht im Sinne von Art. 841 ZGB durchsetzen, hat 
er den vorrangigen Grundpfandgläubiger, welcher das Baugrund­
stück in einer erkennbaren Weise zum Nachteil der Bauhandwerker 
belastet hat, am Ort, wo das verpfändete Baugrundstück liegt (BGE 
96 III 126ff., insbesondere S. 134), innert der Verjährungsfrist von 
einem Jahr einzuklagen. Nach dem Untergang des Bauhandwerker­
pfandrechtes zufolge Zwangsverwertung des Grundstückes und 
Löschung des Baupfandes im Grundbuch (vgl. Schumacher, Nr. 
950) bietet das Gesetz dem Baupfandgläubiger eine vorübergehende 
Ersatz-Sicherheit an. Das Betreibungsamt schiebt die Verteilung des 
Verwertungserlöses auf, soweit dieser für die Deckung der Vor­
rechtsansprüche beansprucht wird. Dieser «Rückbehalt)) dient der 
Sicherung der Baupfandgläubiger. Voraussetzung ist, dass die 
Pfandgläubiger, welche diese Sicherstellung beanspruchen wollen, 
bereits innert einer vom Betreibungsamt anzusetzenden Frist von 10 
Tagen ihre Klagen gemäss Art. 841 ZGB einreichen (Art. 117 Abs. 1 
VZG). 2. Das Betreibungsamt darf nur den «streitigen Anteil)) (Art. 
117 Abs. 2 VZG) nicht verteilen. Zurückbehalten darf das Betrei­
bungsamt nur eine Summe, welche zur Sicherstellung der Baupfand­
gläubiger nötig ist, welche innert der angesetzten Frist von 10 Tagen 
klagen. Das Bundesgericht weist auf den Ausnahmecharakter des in 
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Art. 117 Abs. 2 VZG vorgesehenen Aufschubes hin, sodass das Be­
treibungsamt die sofortige Verteilung des Verwertungserlöses nur 
mit Zurückhaltung verweigern darf. 3. Ein vorrangiger Pfandgläubi­
ger kann jederzeit die Freigabe seines Anteiles am Verwertungserlös 
gemäss Verteilungsplan verlangen, soweit sein Anteil nicht strittig 
ist. Das besprochene Urteil legt fest, dass der Pfandgläubiger für den 
Umfang des nicht strittigen Anteils beweispflichtig ist, und erhält 
Richtlinien für die Bemessung des strittigen Anteils und für die 
rechtsgenügenden Beweismittel. 4. Nicht entschieden hat das Bun­
desgericht die von ihm als umstritten bezeichnete Frage, ob Zinsen, 
Prozessentschädigungen und der Ersatz eines Prozesskostenvor­
schusses, welcher vom klagenden Baupfandgläubiger erbracht wor­
den ist, durch das Bauhandwerkerpfandrecht gedeckt seien. Dieses 
Problem ist nach Auffassung des Verfassers wie folgt zu lösen: Der 
vom Betreibungsamt gemäss Art. 117 Abs. 1 VZG zurückbehaltene, 
umstrittene Verwertungsanteil ist eine Sicherheit, welche vorüber­
gehend, das heisst für die Dauer des Prozesses um das Vorrecht, an 
die Stelle des untergegangenen Baupfandes tritt. Für die Bemessung 
des ~~strittigen Anteils» sind deshalb die gleichen Grundsätze an­
wendbar, welche für die Berechnung der Pfandsumme gelten (vgl. 
zum Ganzen Schumacher, Nr. 785ff.). Nicht pfandberechtigt sind 
Forderungen auf Ersatz der Gerichts- und Anwaltskosten (BGE 
103 II 40; Schumacher, Nr. 814). Soweit das besprochene Urteil das 
Betreibungsamt anweist, auch Gerichts- und Anwaltskosten bei der 
Berechnung des zurückbehaltenen Verwertungsanteiles aufzurech­
nen, ist ihm nicht zuzustimmen. Hingegen sind Verzugszinsen nach 
der wohl herrschenden Meinung pfandberechtigt (vgl. Schumacher, 
Nr. 816ff.), weshalb auch der Rückbehalt gemäss Art. 117 Abs. 2 
VZG die (geschätzten) Zinsen sicherzustellen hat. (rs) 

Bauhandwerkerpfandrecht - Anerkennung (ZGB 839 Abs. 3) 
(Hypotheque ligale des artisans et des entrepreneurs - Re­
connaissance de la dette par leproprietaire (CC 839 al. 3). 

Anerkennt der Grundeigentümer (Dritteigentümer) den An­
spruch des Subunternehmers des zahlungsunfähigen Gene­
ralunternehmers auf die definitive Eintragung eines Bau­
handwerkerpfandrechtes mit einer bestimmten Pfandsumme 
im Grundbuch, stellt dies keine Anerkennung der pfand­
gesicherten Forderung durch den Dritteigentümer dar. Die 
Anerkennung des Bauhandwerkerpfandrechtes berechtigt des­
halb den Pfandgläubiger (hier den Subunternehmer) nicht 
zur provisorischen Rechtsöffnung gemäss Art. 82 Abs. 1 
SchKG gegen den Dritteigentümer. BGr. (TF) 18. 7.1985; 
BGE (ATF) 111 III 8ff. (12) 

Anmerkung: 1. Das Bundesgericht unterscheidet mit aller wünsch­
baren Schärfe zwischen der Forderung einerseits und dem (gesetz­
lichen) Pfandrecht andererseits, welches die Forderung sichern soll. 
Die Weisung an das Grundbuchamt, ein Bauhandwerkerpfandrecht 
einzutragen, sei es durch richterliches Urteil oder sei es durch An­
erkennung des Pfandanspruches durch den Grundeigentümer, hat 
nur dingliche Wirkung (Eintragung des Bauhandwerkerpfandrechtes 
im Grundbuch), jedoch keine schuldrechtliche Wirkung. Zwar ist 
gemäss dem Wortlaut des Gesetzes (Art. 839 Abs. 3 ZGB) die «For­
derung» entweder vom Eigentümer anzuerkennen oder vom Richter 
festzustellen. Dies ist missverständlich. Unter der im Grundbuch ein­
zutragenden «Forderung» ist nur die Pfandsumme als obere Be­
lastungsgrenze und nicht die durch das Pfand zu sichernde Forde­
rung zu verstehen (Art. 40 Abs. 1 lit. d GBV). Im Eintragungsver­
fahren wird nur eine Pfandsumme bestimmt und nicht eine Forde­
rung zu Lasten des Grundeigentümers oder eines Dritten (z.B. Gene­
ralunternehmer) festgelegt (Schumacher, Nr. 786ff.). 2. Wird ein 
Bauhandwerkerpfandrecht realisiert (z.B. in einer Betreibung auf 
Pfandverwertung), kann die Forderung bestritten werden. Ein frü­
heres Urteil, in welchem die definitive Eintragung des Baupfandes 
im Grundbuch bewilligt wurde, gestattet dem Unternehmer nicht 
die Einrede der abgeurteilten Sache in bezug auf Existenz, Höhe 
usw. seines Vergütungsanspruches (BGE 105 II 152; Schumacher, 
Nr. 939). Auch die Anerkennung des Bauhandwerkerpfandrechtes 
durch den Grundeigentümer entfaltet keine schuldrechtliche Wir­
kung. Der Grundeigentümer anerkennt nur das Pfandrecht als sol-

ches, nicht aber Bestand und Umfang der pfandgesicherten Forde­
rung (BGB 111III11). Dass eine solche Anerkennung den Unterneh­
mer nicht zur provisorischen Rechtsöffnung gemäss Art. 82 Abs. 1 
SchKG berechtigt, wurde schon früher ausgeführt (Schumacher, Nr. 
719), weshalb es erstaunt, dass die Vorinstanz die provisorische 
Rechtsöffnung unter Verweisung auf den Verfasser bewilligte. 3. Ist 
der Grundeigentümer nicht der Schuldner des Bauhandwerkers (z.B. 
des Subunternehmers des Generalunternehmers), besteht ohnehin 
keine eigene Schuld des Grundeigentümers (Dritteigentümers), wel­
che er anerkennen könnte. Ausgenommen sind die wohl seltenen 
Fälle, da der Dritteigentümer zusätzlich zur Anerkennung des 
Grundpfandrechtes einen solidarischen Schuldbeitritt oder eine 
Schuldübernahme (Art. 175 OR) erklärt. Im vorliegenden Fall hatte 
der Grundeigentümer in der Anerkennungserklärung mit aller nur 
erdenklichen Klarheit zum Ausdruck gebracht, dass er die grund­
pfandgesicherte Forderung selbst nicht anerkennen wollte. Aber 
selbst wenn der Vertragspartner des Unternehmers und der Grund­
eigentümer identisch sind, kann dieser das Pfandrecht ohne die For­
derung anerkennen. Was der Grundeigentümer in einem solchen 
Falle anerkennt, ist durch Auslegung seiner konkreten Erklärung zu 
ermitteln. (rs) 

Hypotheque legale des artisans et entrepreneurs - Fourniture 
de süretes - Propriete par etages - CC 837, 839 III, 798, 961 
(Bauhandwerkerpfandrecht - Sicherheitsleistung - Stock­
werkeigentum - ZGB 83 7, 839 II, 798, 961). 

1. En principe, l'inscription d'une hypotheque li:gale en tant 
que gage collectif grevant, pour le montant total de la 
creance de l'entrepreneur, toutes les parts d'etages d'un im­
meuble en propriete par etages n'est pas admissible; il faut 
toutefois reserver les cas d'urgence lors de mesures superpro­
visoires. 2. L'inscription d'une hypotheque legale sur des 
parts d'etages ne peut dorre avoir lieu qu'apres repartition de 
la creance et de la garantie entre les proprietaires d'etages. 3. 
La repartition de la creance et de la garantie doit etre faite au 
vu des travaux effectivement executes sur chaque part 
d'etage ou, si cela n'est pas possible, proportionnellement a 
la valeur des quotes-parts de chaque proprietaire d'i:tage. 4. 
Si une hypotheque legale a ete inscrite provisoirement 
comme gage collectif grevant toutes les parts d'i:tages et que 
l'un des proprii:taires d'i:tages seulement fournit des süretes 
au sens de l'art. 839 III, seule l'hypotheque grevant la part de 
proprietaire doit etre radil:e. TC TI 21. 9.1984; Rep. 120, 
1986, p. 304ss (13) 

Note: On parle de «gage collectif» lorsque plusieurs immeubles sont 
greves de gages garantissant une meme creance (art. 798 I CC). En 
cas de gage collectif, chacun des immeubles garantit donc la totalite 
de la creance qui fait l'objet des gages. Un tel gage collectif n'est 
possible, selon l'art. 798 I CC, que si les immeubles appartiennent au 
meme proprietaire ou ä des codebiteurs solidaires. Si ces conditions 
ne sont pas remplies, i1 faut, conformement ä l'art. 798 II CC, repar­
tir le montant de la creance et de la garantie, de sorte que chacun des 
immeubles greves ne reponde que pour une part determinee de la 
creance. Ces principes valent pour tous les types de gages et pour 
toutes !es categories d'immeubles. L'arret en fait une application 
dans le cas particulier oll le gage est une hypotheque legale et oll les 
immeubles sont des parts d'etages. Pour le comprendre, il faut gar­
der ä l'esprit 1 ° que les parts d'etages sont considerees par le Code 
civil comme des immeubles, distincts du bien-fonds sur lequel Je 
bätiment est construit (arL 655 II eh. 4) et 2° que, sauf convention 
contraire, les proprietaires d'etages ne repondent pas solidairement 
des dettes contractees pour faire effectuer des travaux sur l'im­
meuble O'entrepreneur ne peut pas s'adresser ä un seul des proprie­
taires d'etages pour exiger le paiement de l'integralite de Ja dette; il 
ne peut demander a chacun des proprietaires d'etages que la part de 
la dette que celui-ci est tenu de supporter). 11 est donc taut ä fait con­
forme au systeme de l'art. 798 CC que l'hypotheque legale ne puisse 
pas, en principe, etre constituee en gage collectif sur toutes les parts 
d'etages pour le montant total de la creance de l'entrepreneur. 11 faut 
cependant reserver les cas oll toutes les parts d'etages appartien-
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draient a la meme personne et ceux oll les proprietaires d'etages se 
seraient engages par contrat ä repondre solidairement de la dette a 
l't':gard de l'entrepreneur (art. 143' 1 CO). Aces exceptions qui resul­
tent des regles materielles sur les gages collectifs, il faut en ajouter 
une qui est propre ä l'hypotheque 1€:gale. Campte tenu, d'une part, 
de la brievete du d{:lai dont dispose l'entrepreneur pour obtenir l'ins­
cription de l'hypotheque et, d'autre part, de la difficult{: qu'il peut y 
avoir ä r€:partir la creance entre les divers proprietaires d'{:tages, il 
est justifit': que l'entrepreneur puisse, dans un premier temps, se con­
tenter de demander l'inscription d'un gage collectif sur toutes les 
parts d't':tages. Cette tolerance vaut certainement pour la demande 
d'inscription par voie de mesures superprovisoires; R. Schumacher 
propose m@me de l'admettre pour l'inscription provisoire en general, 
ce qui parait justifie (Das Bauhandwerkerpfandrecht, 2e ed., Zurich 
1982, n. 396 et DC 1983, p. 58). (phs) 

HypothCque legale des artisans et entrepreneurs - Fourniture 
de suretes - CC 839 HI (Bauhandwerkerpfandrecht - Sicher­
heitsleistung -ZGB 839 III). 

1. L 'hypotheque legale ne peut pas etre requise si le proprie­
taire fournit au creancier des siiretes suffisantes. 2. Les sfire­
tes peuvent @tre fournies soit avant, soit pendant la proce­
dure d'inscription provisoire; dans ce cas, l'autorisation 
d'une telle inscription doit etre refusee et, si celle-ci a deja ete 
faite, elle doit @tre radiee. Cour de Justice GE 6.2.1986; SJ 
1986, p. 273ss (14) 

Gmndsfückkaufvertrag -
Contrat de vente immobiliere 

Forme authentique - C1ause accessoire - Clause d'exclusivite 
- CC 657, CO 216 (Öffentliche Beurkundung - Nebenbe­
stimmung -Aussch/iess/ichkeitsklausel - ZGB 657, OR 216). 

1. Un accord particulier n'est pas soumis a la forme de Ja 
vente immobiliere s'il se situe en dehors du cadre naturel de 
celle-ci, c'est-ä-dire si les prestations promises ne constituent 
pas la contrepartie du transfert de l'immeuble. C'est le cas 
lorsque l'accord se suffit a lui-m@me par la prestation et la 
contre-prestation qu'il contient, et cela en depit de la con­
nexite avec le contrat de vente. 2. Admis que la clause par la­
quelle les acheteurs s'engagent a se fournir en boissons pour 
leur commerce pendant vingt ans aupres du vendeur est inde­
pendante du contrat de vente, bien qu'elle ait ete importante, 
«voire essentielle>> pour decider celui-ci a la vente. NE TC 
1.4.1985 (Les Fils de P. SA et P. c/B.): RJN 1985, p. 43-48. 

(15) 

Note: La question evoquee se pose frequemment en pratique: L'exi­
gence de la forme authentique vise-t-elle aussi des clauses acces­
soires? Elle a ete recemment abordee en relation avec toutes sortes 
d'accords plus ou moins etroitement «ficelles» a des ventes immobi­
Heres: des contrats d'entreprise (ATF 107 II 211 = DC 1982, p. 57 n. 
49), des contrats d'architecte (LGVE 1985 In. 12 et 13; cf. Gauch in 
DC 1986, p. 80ss), des clauses d'architecte (cf. P. Tercier, La con­
clusion du contrat et les clauses d'architectes, in Le droit de l'archi­
tecte, Fribourg 1986, p. 47ss, en part. n. 196). L'arret commente 
concerne une clause d'exclusivite par laquelle les acheteurs d'un 
hötel acceptaient de s'approvisionner en boissons pendant vingt ans 
aupres de la firme venderesse. II etait en outre precise qu'en cas de 
revente de l'immeuble, les acquereurs s'engagaient a verser ä la ven­
deresse la somme de 50 000 frs. Tout le monde s'accorde aujourd'hui 
pour dire que Ja forme ne doit pas seulement couvrir les etements ob­
jectivement essentiels du contrat de vente, comme J'avait pretendu 
Haab (Comm. zurichois, art. 657, n. 15 ä 19), mais aussi les etements 
subjectivement essentiels (p. ex. ATF 106 II 146, JdT 1980 I 580). 
Encore faut-il, affirme-t-on, que ces etements s'inscrivent dans le 
cadre d'une vente, qu'ils soient un etement essentiel de ce contrat, 

faute de quoi l'exigence de formen 'est plus justifiee. La precision est 
sujette a interpretation. On peut en particulier serieusement se de­
mander si l'engagement qu'acceptaient en l'occurrence les acheteurs 
n'etaient pas un eJement de la contre-prestation qu'ils offraient pour 
l'acquisition de l'immeuble. Ce qui est certain en tout cas, c'est que 
cet engagement avait une valeur propre attachee a l'immeuble, puis­
qu'en cas de revente, !es acheteurs devaient ((ristourner» 50000 frs 
au titre de la peine conventionnelle. II est un peu surprenant d'ap­
prendre que le contrat d'exclusivite etait «essentiel» pour determiner 
le vendeur a ceder son immeuble, mais ne !'etait apparemment pas 
suffisamment pour justifier que cet etement essentiel figurät dans le 
contrat de vente. Interpretee ainsi, la regle ne revient-elle pas a dire 
que la forme ne doit en definitive couvrir que les e1ements objective­
ment essentiels? Le besoin de protection des acquereurs justifierait 
qu'on les rende aussi expressement attentifs aux prestations suppJe­
mentaires qu'entraine l'acquisition de l'immeuble. A signaler au 
passage d'interessantes remarques de la Cour cantonale (et du Tribu­
nal federal saisi d'un recours en reforme sur cette question) ä. propos 
de la validite de la clause d'exclusivite et de la peine conventionnelle 
qui y etait attachee. (pt) 

Vente immobiliere - Invalidation pour Jesion - CO 21, 216 
(Grundstückverkauf- Übervorteilung- OR 21, 216). 

1. II y a «disproportion evidente» au sens de CO 21, lorsque 
le prix paye (13 fr. 90 le m 2

) represente moins d'un tiers de la 
valeur a laquelle le terrain pouvait etre estime lors de la con­
clusion du contrat (50 fr. le m 2

). 2. Une personne est inexpe­
rimentee au sens de cette disposition lorsqu'elle n'a pas les 
qualites ordinairement requises pour juger d'une situation 
du genre de celle qui se presente. 3. Une personne agit avec 
Iegerete lorsque, affaiblie par la maladie et le grand äge, elle 
accepte le prix offert dans le but avoue de se procurer imme­
diatement des liquidites. 4. L'autre partie «exploite» la situa­
tion de faiblesse de son co-contractant lorsque, par sa pro­
fession (fonde de pouvoir d'une grande banque) et sa situa­
tion (proprietaire du fonds voisin), elle est en mesure de 
juger la valeur reelle de l'objet et connalt la situation de 
faiblesse du vendeur; le fait que le prix paye ait ete offert par 
le vendeur n'y change rien. Cour civile NE 2.3.1981; RJN 
1980-81,p. 54ss (16) 

Note: Cet excellent arret ne peut etre qu'approuve. II est conforme a 
la tendance qui postule une interpretation moins restrictive de CO 21 
(cf. deja ATF 92 II 175, JdT 1967 I 137; cf. eg. E. W. Stark, Die 
Übervorteilung (Art. 21 OR) im Lichte der bundesgerichtlichen 
Rechtsprechung, in: Stabilite et dynamisme du droit, Bäle 1975, 
p. 377 ss) et ä une evolution de la Iegislation recente. Pour certains 
contrats, en effet, la regle est «objectivitee» et ne retient que Ja dis­
proportion evidente; c'est le cas des reglements transactionnels tou­
chant l'indemnite consecutive a un accident (LCR 87 II) ou du mon­
tant des loyers, qui ne peut etre «abusif» (AMSL 14/15). Le dogme 
de la liberte contractuelle est - il est vrai - quelque peu sacrifie aux 
imperatifs de la justice «objective»; les circonstances le veulent, on 
revient imperceptiblement a l'exigence du «justum pretium» que 
connaisait le Moyen Age... (pt) 

Übervorteilung, OR 21 (Jesion, CO 21). 

Umschreibung der Voraussetzungen der Übervorteilung. In 
casu Übervorteilung zu Recht verneint: Es fehlte das Erfor~ 
dernis des offenbaren Missverhältnisses zwischen Leistung 
und Gegenleistung, obwohl der Kaufpreis nur Fr. 45.-/m2 

betrug und das Gemeinwesen für eine enteignete Teilfläche 
gerade der streitigen Parzelle einen Quadratmeterpreis von 
Fr. 130.- vorgesehen hatte und eine Nachbarparzelle für den 
Betrag von Fr. 150.-/m2 verkauft worden war. Zudem 
konnte nicht gesagt werden, der 87jährige Verkäufer habe 

20 BR/DC 1987/1 



Droit de la Construction La jurisprudence 

aus einer Notlage heraus, aus Unerfahrenheit oder aus 
Leichtsinn gehandelt. KGr. VS 10.9.1985; ZWR (RVJ) 
1985, s. 286/f (17) 

Anmerkung: Der Entscheid gibt einen Überblick über die wichtigste 
Judikatur und Literatur zu den Voraussetzungen der Übervortei­
lung. - Sorgfältige Prüfung der Anwendbarkeit des Art. 21 OR in 
dem zu beurteilenden Fall. (ak) 

Garantie pour les dffauts - Clause d'exclusion - DCfauts 
d'iso1ation phonique - CO 197, 199 (Gewährleistung für 
Sachmängel - Freizeichnungsklausel - Schallschutzmängel -
OR 197, 199). 

1. Le contenu et l'etendue d'une exclusion de garantie doi­
vent etre interpretes selon le principe de la confiance et les 
usages. En cas de doute, la clause doit etre interpretee dans le 
sens ctefavorable a la partie qui l'a proposee ou en faveur de 
laquelle elle est introduite, en general le vendeur. 2. Si le ven­
deur ne veut pas assumer de garantie, la bonne foi l'oblige ä. 
le dire expressement et sans 6quivoque. A cet effet, l'adjonc­
tion dans le contrat d'une clause toute generale selon laquelle 
la garantie est exclue, sans autre pr6cision, n'est pas suffi­
sante. Il faut que cette clause precise expressement que le 
vendeur ne garantit pas l'absence d'un d6faut en particulier. 
3. Admis en l'espece qu'une clause generale d'exclusion de la 
garantie ne couvrait pas le ctefaut d'isolation phonique au­
quel les parties n'avaient pas ete expressement rendues atten­
tives au moment de la conclusion du contrat. 4. Sur la garan­
tie pour les d6fauts proprement dite, cf. l'arret resume et 
commente sous eh 19. GE Cjc, 6.12.1985 (Holzer et cons. c/ 
Raget et cons.): SJ 1986, p. 612-614). (18) 

Note: L'arret se situe dans la ligne de ceux qui tendent a reduire la 
portee des clauses exclusives de garantie, si largement repandues en 
pratique (cf. a ce sujet Je commentaire de P.-A. Wessner, ci-dessus, 
p. lOss et l'arret no 19). On ne peut qu'en saluer l'esprit: celui qui re­
nonce au benefice de la garantie abandonne en effet des droits im­
portants dont il pourrait normaJement beneficier. 11 acquiert un ob­
jet pour un prix determine, partant de l'idee que celui-ci a la vaJeur 
qu'il attend et les qualites generalement exigees. Si le vendeur entend 
se liberer de ses obligations pour le cas oll il apparaltrait ulterieure­
ment que l'objet ne correspond pas ä. ces exigences, il doit en faire 
expressement mention dans l'acte, de maniere precise et non equi­
voque. La question etait particulierement interessante en J 'espece 
puisqu'il s'agissait de la vente d'un appartement sur plan. Les juges 
admettent que l'acheteur etait en droit d'obtenir un appartement 
repondant a son attente legitime, campte tenu de l'ensemble des cir­
constances. Si l'isolation phonique ne correspond pas a ce qui eüt ete 
normal, l'acheteur peut agir; Je vendeur qui aurait voulu le priver de 
ce droit aurait dfi specialement faire mentionner l'exclusion au con­
trat. {pt) 

Garantie pour les dffauts - Regles de l'art - Isolation pho­
nique - Acceptation du defaut - Connaissance du defaut -
CO 197, 200, 201, 367, 368 (Gewährleistung für Sachmängel 
- Anerkannte Regeln der Technik - Schallschutz - Genehmi­
gung des Mangels - Kenntnis des Mangels - OR 197, 200, 
201, 367, 368). 

1. «Dans l'esprit de l'acheteur professionnel et en l'absence 
d'une convention contraire des parties, un bätiment est cense 
etre construit selon les regles de l'art.» 2. Les r6gles de l'art 
peuvent etre dl:finies comme etant des normes techniques ge­
neralement reconnues lorsqu'il a ete scientifiquement prouve 
qu'elles sont thf:oriquement justes et que, selon l'opinion gl:­
nl:rale des praticiens et specialistes de la brauche, elles ont 
fait leurs preuves dans la pratique (Gauch, p. 172). 3. «Les 

recommandations et les normes SIA beneficient de la pre­
somption que, lors de leur publication, elles reproduisent de 
maniere exacte les preceptes techniques generalement recon­
nus, mais cette presomption peut etre renversee par la preuve 
du contraire (Gauch, p. 173).» 4. La qualite de l'insonorisa­
tion d'une construction est un critere important pour la va­
leur d'un appartement destine ä etre habite. C'est pourquoi 
on doit admettre qu 'un defaut d 'isolation phonique diminue 
la valeur de l'immeuble et constitue donc un defaut. 5. Celui 
qui sait, lors de la signature du contrat, qu'un immeuble sera 
bruyant, n'accepte pas pour autant tout defaut d'insonorisa­
tion. «Les appartements satisfaisant aux normes minimales 
de la SIA ne sont pas forcement silencieux, mais ils sont 
construits selon les r6gles de l'art. On doit admettre, SOUS re­
serve de la preuve du contraire, qu'une personne qui ach6te 
un appartement est en droit de s'attendre ä ce qu'il satisfasse 
au moins aux normes minimales formulees par les regles de 
l'art en la matiere.» 6. L'isolation phonique est l'exemple 
typique d'un df:faut cache. On ne peut s'en rendre campte 
sans avoir habite l 'immeuble ou charge un sp6cialiste de 
l'examiner. 7. II appartient au vendeur (ä. l'entrepreneur) de 
prouver que l'acheteur (le maitre) connaissait les df:fauts au 
moment de la conclusion du contrat. 8. Sur les clauses d'ex­
clusion, cf. n. 18. GE Cjc, 6.12.1985 (Holzer et cons. c/ 
Raget et cons.): SJ 1986, p. 612-614. (19) 

Note: L'arret reprend une serie d'affirmations classiques sur les 
regles de l'art, affirmations auxquelles on ne peut saus cette forme 
que souscrire. De meme est-il juste d'accorder a l'isolation phonique 
une importance pareille, meme s'il n'est pas aise, en raison de la con­
cision du texte, de saisir Je röle exact que !es juges accordent en defi­
nitive aux Normes SIA en la matiere. Le seul point qui merite et ap­
pelle quelques commentaires tient a la connaissance du defaut. 1. Il 
est exact que, si l'acheteur (ou le maitre) connait Je defaut au mo­
ment de la conclusion du contrat, l'ouvrage livre n'est pas defec­
tueux au sens juridique du terme puisqu'iJ correspond ä. ce que les 
parties avaient en vue, meme si techniquement l'isolation peut etre 
jugee defectueuse. En soi, il appartient a l'acheteur (au maitre) d'ap­
porter la preuve que l'ouvrage est defectueux, c'est-ä.-dire qu'il ne 
correspond pas a ce qui avait ete convenu. On peut admettre que la 
personne qui acquiert au commande un immeuble s'attend a ce que 
celui-ci corresponde au moins aux normes minimales applicables. Ce 
n'est que dans l'hypothese oll le vendeur (l'entrepreneur) pretendrait 
que les parties avaient admis que l'isolation phonique pouvait etre 
inferieure a ces normes qu'il est conforme aux regles de la banne foi 
de lui en faire supporter le fardeau de la preuve (Gauch, p. 291 n. 
1028 s.). Dans cette mesure (limitee), on peut souscrire a l'affirma­
tion des juges resumee saus eh. 7. 2. Dans le contrat de vente, on 
peut avoir connaissance du defaut au moment de la conclusion du 
contrat, a la condition toutefois que l'objet existe deja. Dans le cas 
de la vente d'un appartement sur plan, on se rapproche sur ce point 
du contrat d'entreprise et la «connaissance» de certains defauts se 
confond avec leur «acceptation». Ainsi que le relevent les juges avec 
raison, un defaut d'isolation phonique ne peut etre constate par les 
acquereurs avant qu'ils n'aient habite l'appartement. A noter que les 
juges neuchätelois s'etaient montre plus !arges encore et avaient ad­
mis qu'il fallait en plus que les appartements contigus soient eux 
aussi occupes (RJN 7 [1977-1981] I, p. 292ss=DC 1981, p. 14 
w~. ~ 

Bundesbesch1uss über den Erwerb von Grundstücken durch 
Personen im Ausland vom 23.3.61 (Fassung vom 21.3. 73) 
(BewB) - Bedingte Unwirksamkeit eines Kaufvertrags bis zur 
Erteilung der Erwerbsbewilligung an den im Ausland woh­
nenden Käufer (Arrete fidiral sur l'acquisition d'immeubles 
par des personnes domiciliies ii l'ttranger du 23. 3, 61 (rtdac­
tion du 21.3. 73) (AFAIE) - lnefficacite d'un contrat de 
vente jusqu'ii la dtlivrance de l'autorisation d'acquisition ii 
un acheteur domicilii ii l'itranger). 
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Die Rechtsprechuug Baurecht 

Der Kaufvertrag auf Übertragung eines Grundstückes an 
eine im Ausland wohnende Person ist zwar mit seiner Unter­
zeichnung verbindlich (keine Seite kann ihre Willenserklä­
rung widerrufen, vgl. BGE 73 II 166), doch kann die Über­
eignung des Grundstücks erst verlangt werden, wenn eine 
rechtskräftige und rechtswirksame Bewilligung vorliegt 
(BGE 101 II 241). Die Verpflichtung zur Eigentumsverschaf­
fung am Grundstück entsteht somit erst mit der Bewilli­
gungserteilung; zuvor ist der Vertrag bedingt unwirksam. 
KGr. SG 25. 4.1985; GVP SG 1985, Nr. 40, S. 89/f. (20) 

Anmerkung: Andere Verpflichtungen als diejenige zur Eigentums­
verschaffung können allerdings schon vor Erteilung der Erwerbs­
bewilligung an den Käufer entstehen. So war offenbar im vorliegen­
den Fall die Klägerin unmittelbar mit Vertragsabschluss zur Leistung 
eines «Haftgeldes» von Fr. 30000.- verpflichtet. Der Wortlaut von 
BewB 20, wonach «Rechtsgeschäfte auf bewilligungspflichtigen Er­
werb» unwirksam bleiben, «solange die rechtskräftige Bewilligung 
nicht vorliegt>>, ist daher zu allgemein gehalten. (ak) 

Nichtigkeit eines Grundstückkaufvertrags nach dem Bundes­
beschluss über den Erwerb von Grundstücken durch Perso­
nen im Ausland vom 23. 3. 61 (Fassung vom 21. 3. 73) (BewB) 
- BewB 20 I (Nulliti d'un contrat de vente d'immeuble selon 
l'Arrete fidiral sur l'acquisition d'immeubles par des per­
sonnes domiciliies a l'itranger du 23.3.61 (ridaction du' 
21.3. 73) (AFA1E)-AFAIE20I). 

Nach BewB 20 I werden Rechtsgeschäfte auf bewilligungs­
pflichtigen Grundstückserwerb durch Personen im Ausland 
mit der rechtskräftigen Verweigerung der Bewilligung, dem 
rechtskräftigen Widerruf der Bewilligung sowie der rechts­
kräftigen Abweisung der Anmeldung für die Eintragung im 
Grundbuch nichtig. Diesen Tatbeständen muss der Fall 
gleichgestellt werden, wo unzweifelhaft feststeht, dass die 
Voraussetzungen für eine Bewilligungserteilung beziehungs­
weise für den Nachweis der Nichtbewilligungspflicht nicht 
mehr geschaffen werden können, so dass es sich von vorn­
herein erübrigt, überhaupt um eine Bewilligung oder Bestäti­
gung nachzusuchen. Der vorliegend in Frage stehende Er­
werb der Eigentumswohnung durch die Klägerin hätte einer 
Bewilligung bedurft, eine solche aber hätte nicht erteilt wer­
den dürfen, weil die Wohnung in der Nähe einer militäri­
schen Anlage liegt (BewB 7 I c). Der Kaufvertrag über die 
Wohnung musste somit als nichtig angesehen werden. KGr. 
SG 25.4.1985; GVP SG 1985, Nr. 40, S. 89/f. (21) 

Anmerkung: 1. Wer geltend macht, ein Kaufvertrag betreffend 
einen bewilligungspflichtigen Grundstückserwerb sei nichtig, um ge­
stützt hierauf bereits erbrachte Leistungen klageweise zurückzufor­
dern, hat grundsätzlich den Nachweis zu erbringen, dass einer der in 
BewB 20 I erwähnten Tatbestände gegeben ist. Er hat also zu bewei­
sen, dass die Bewilligungsbehörde (Art. 11) die Bewilligung verwei­
gert oder widerrufen beziehungsweise dass der Grundbuchverwalter 
die Grundbuchanmeldung mangels Bewilligungsvoraussetzungen zu­
rückgewiesen hat. Bei Fehlen eines solchen Entscheids darf sich der 
Richter nicht mit dem Nachweis begnügen, dass die Bewilligungsvor­
aussetzungen nicht gegeben sind. Er hat mithin nicht vorfrageweise 
zu prüfen, ob die betreffenden Voraussetzungen vorliegen und ver­
neinendenfalls auf Nichtigkeit zu erkennen. Vielmehr hat er von der 
Verbindlichkeit des Vertrags auszugehen, solange kein Entscheid im 
Sinne von BewB 20 gefällt wurde. 2. Von diesem Grundsatz darf - in 
Übereinstimmung mit dem Kantonsgericht - allerdings dann (und 
nur dann) abgewichen werden, wenn völlig klar ist, dass eine Bewilli­
gungserteilung ausser Betracht fällt. Dogmatisch kann dies über Art. 
2 ZGB (Verbot des Rechtsmissbrauchs) gerechtfertigt werden. - Das 
Kantonsgericht nahm an, dass die Klägerin eine Bewilligung für den 
Erwerb der gekauften Eigentumswohnung keinesfalls erhalten hätte. 
Unterstellt man diese Auffassung als zutreffend, so ist die Rechts-

lage nach dem Gesagten die gleiche, wie wenn die Bewilligung ver­
weigert worden wäre. Der Kaufvertrag über die fragliche Wohnung 
war somit als nichtig anzusehen. (ak) 

Nichtigkeit eines Grundstückkaufvertrags nach dem Bundes­
beschluss über den Erwerb von Grundstücken durch Perso­
nen im Ausland vom 23.3.61 (Fassung vom 21.3. 73) (BewB) 
- Die Nichtigkeit erfasst auch eine Haftgeldvereinbarung -
BewB 20, OR 20 II, 163 (Arrete federal sur l'acquisition 
d'immeubles par des personnes a l'itranger du 23.3. 61 
(redaction du 21. 3. 73) (AFAIE) - La nul/ite comprend aussi 
une convention d'arrhes -AF AIE 20, CO 20 II, 163). 

Ein nach BewB 20 nichtiger Grundstückkaufvertrag ist gänz­
lich nichtig. Die Nichtigkeit erfasst auch die Bestimmung 
über einen möglichen Verfall der Kaufpreisanzahlung zugun­
sten der Verkäuferin. «Würde anders entschieden, so könn­
ten mit einer derartigen Vertragsbestimmung die in Art. 20 
BewB festgelegten Rechtsfolgen der Nichtigkeit wegbedun­
gen werden, was nicht angängig wäre. Teilnichtigkeit in dem 
Sinn, dass die Bestimmung von Ziff. 16 (sc. die Haftgeldver­
einbarung) aufrechterhalten bliebe, kann nicht angenommen 
werden, weil die Voraussetzungen für die Teilnichtigkeit 
(Art. 20 Abs. 2 OR) fehlen.» KGr. SG 25. 4.1985; GVP SG 
1985, Nr. 40, S. 89/j. (22) 

Anmerkung: 1. War die «Haftgeldvereinbarung» über Fr. 30000.­
tatsächlich nichtig? Als Grundsatz muss meines Erachtens gelten, 
dass Vertragsklauseln dieser Art durch die Bewilligungsverweige­
rung und die dadurch bewirkte Nichtigkeit des Rechtsgeschäfts nicht 
berührt werden. Warum es nämlich den Vertragsparteien im Sinne 
privatautonomer Rechtsgestaltung nicht freistehen soll, eine Ent­
schädigung zu vereinbaren für den Fall, dass das verkaufte Grund­
stück dem Käufer (mit Wohnsitz im Ausland) nicht (fristgemäss) 
übereignet werden kann, ist schwer einzusehen. Aus BewB 20 folgt 
nichts anderes. Zwar ist hier vorgesehen, dass bei Nichtigkeit eines 
bewilligungspflichtigen Grundstückerwerbs «versprochene Leistun­
gen ... nicht gefordert und erbrachte Leistungen .. zurückgefordert 
werden» können. Mit der Nichtigkeitsfolge soll indes lediglich ver­
hindert werden, dass - soweit nicht besondere Voraussetzungen ge­
geben sind - schweizerischer Grundbesitz auf Personen mit Wohn­
sitz im Ausland übergeht (vgl. BBl 1960 II, S. 1286, betr. Art. 13 
des Entwurfs zum «dringlichen Bundesbeschluss über die Genehmi­
gungspflicht für die Übertragung von Grundbesitz an Personen im 
Ausland»). Nicht ersichtlich ist, weshalb dem ausländischen Käufer 
für den Fall des Fehlens der betreffenden Voraussetzungen nicht 
rechtsgültig die Verpflichtung auferlegt werden dürfte, dem Verkäu­
fer eine Entschädigung auszurichten. Es trifft daher wohl nicht zu, 
dass solche Entschädigungsklauseln von der Nichtigkeit ebenfalls er­
fasst sein sollen (BewB 20 ist insoweit dispositiver Natur beziehungs­
weise einschränkend zu interpretieren). 2. Demnach hätte im bespro­
chenen Fall die Klage auf Rückerstattung der Fr. 30 000.- abgewie­
sen werden müssen. Daran ändert sich auch nichts, wenn man mit 
dem Kantonsgericht davon ausgeht, dass die Zahlung der betreffen­
den SLUnme «die Bedeutung einer zum voraus entrichteten Konven­
tionalstrafe» hatte. Nach Art. 163 Abs. 2 OR (1. Satzteil) kann frei­
lich eine Konventionalstrafe «nicht gefordert werden, wenn sie ein 
widerrechtliches oder unsittliches Versprechen bekräftigen soll». In­
des ist der Verkauf eines in der Schweiz gelegenen Grundstücks an 
eine Person im Ausland weder widerrechtlich noch unsittlich (vgl. 
Keller/Lörtscher, Kaufrecht, 2. Aufl., Zürich 1986, letzter Absatz 
vor Ziff. 3, deren Ausführungen a.a.O. im übrigen aber kaum zu­
treffen dürften). Aus Art. 163 Abs. 2 OR (2. Satzteil) ist es contrario 
abzuleiten, dass die Abrede, wonach der Schuldner auch bei unver­
schuldeter Unmöglichkeit der Leistung eine Konventionalstrafe zu 
leisten hat, gültig ist. Die Verwandtschaft einer solchen Klausel mit 
der hier zur Diskussion stehenden «Haftgeldvereinbarung» ist nicht 
zu übersehen; ein Grund mehr, die betreffende Vereinbarung als gül­
tig anzusehen. 3. Unzutreffend ist die Bemerkung des Kantons­
gerichts, Teilnichtigkeit in dem Sinn, dass die Haftgeldvereinbarung 
aufrechterhalten bliebe, könne nicht angenommen werden, weil die 
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Voraussetzungen für die Teilnichtigkeit nach OR 20 II fehlten. Diese 
Bestimmung findet auf Fälle wie den besprochenen gar keine An­
wendung, da die Parteien für den Fall der Nichtigkeit des Kaufge­
schäfts eine spezielle Regelung - eben die Haftgeldvereinbarung -
getroffen haben (Hürlimann, Teilnichtigkeit von Schuldverträgen, 
Diss. Freiburg 1984, S.48ff.). (ak) 

Pacte d'emption - Droits de plusieurs beneficiaires - Cession 
des droits ä un tiers - Forme de l'acte - CC 646, 683, CO 12, 
165, 216 (Kaufrecht - Mehrere Berechtigte - Abtretung der 
Rechte an einen Dritten - Form der Abtretung - ZGB 646, 
683, OR 12, 165, 216). 

1. Lorsque le pacte d'emption pr6voit cette faculte, le bene­
ficiaire est autorise a ceder ses droits ä. un tiers. 2. Cette pos­
sibilite existe meme si le droit d'emption est reconnu a plu­
sieurs personnes, mais a la condition que les autres benefi­
ciaires y consentent. Par application analogique de CC 646 

Verzeichnis der Abkürzungen 

II, chacun des b6n6ficiaires est repute pouvoir disposer d'une 
part 6gale des droits faisant l'objet du pacte d'emption. 3. La 
cession du pacte, avec tous les droits et toutes les obligations 
qui en d6coulent, doit Stre passee en la forme authentique 
(CO 216). TF (BGr.), 12. 4.1985 (Dame Pelloni c/ Departe­
ment de justice du canton du Tessin): ATF (BGE) 111I1985 
II 143; trad. et res. SJ 1986, p. 30. (23) 

Note: C'est la premiere fois que Je TF se prononce clairement sur le 
probleme de la forme de la cession du pacte d'emption (cf. encore 
RNRF 1974, p. 247 ss oll la question etait laissee ouverte). II tranche 
en faveur de l'exigence de la forme authentique, pour des motifs 
qu'on ne peut qu'approuver, mettant ainsi fin a une longue contro­
verse. Cf. Pour un resume, W. Ott, Die Abtretung vertraglicher 
Vorkaufs-, Kaufs- und Rückkaufsrechte als Vertragsübernahme, in 
RNRF 1978, p. 257ss; Huber, in RNRF 1974, p. 254; P.-H. Stein­
auer, La promesse de vente immobiliere et le droit d'emption, Jour­
nee juridique ä l'intention des notaires, Fribourg 1982 (dactyl.), 
p~u ~ 
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RDAT: Rivista di diritto amministrativo ticinese. RDS: Revue de droit suisse = ZSR. recht: Zeitschrift für juristische Ausbildung und Praxis. 
Rep.: Repertorio di Giurisprudenza Patria. RJB: Revue de la Societe des juristes bernois = ZBJV. RJN: Recueil de jurisprudence neuchäteloise. 
RNRF: Revue Suisse du notariat et du registre foncier = ZBGR. RO: Recueil officiel des lois federales. RPG: Bundesgesetz über die Raumpla­
nung. RR: Regierungsrat. RS: Recueil systematique des lois federales =SR. RSJ: Revue suisse de jurisprudence = SJZ. RVJ: Revue valaisanne de 
jurisprudence. SchKG: Bundesgesetz über Schuldbetreibungs- und Konkursrecht. SIA: Schweizerischer Ingenieur- und Architekten-Verein; 
Societe suisse des ingenieurs et des architectes. SIA-Norm 118: Allgemeine Bedingungen für Bauarbeiten. Herausgegeben vom Schweizerischen 
Ingenieur- und Architekten-Verein, Ausgabe 1977. SIA-Ordnung 102: Ordnung für Leistungen und Honorare der Architekten, Ausgabe 1984. 
SIA-Ordnung 103: Ordnung für Leistungen und Honorare der Bauingenieure, Ausgabe 1984. SJ: La semaine judiciaire. SJK: Schweizerische 
Juristische Kartothek=FJS. SJZ: Schweizerische Juristen-Zeitung. SOG: Solothurnische Gerichtspraxis. SOGE: Grundsätzliche Entscheide des 
Regierungsrates des Kantons Solothurn. SPR: Schweizerisches Privatrecht= TDP. SR: Systematische Sammlung des Bundesrechts. StGB: 
Schweizerisches Strafgesetzbuch. TA: Tribunal administratif. TC: Tribunal cantonal. TDP: Traite de droit prive suisse = SPR. TF: Tribunal 
federal. USG: BG über den Umweltschutz. UWG: BG über den unlauteren Wettbewerb. V: Verordnung. VEB: Verwaltungsentscheide der Bun­
desbehörden. VF: Verfügung. VGr.: Verwaltungsgericht. VOB: (Deutsche) Verdingungsordnung für Bauleistungen. VPB: Verwaltungspraxis 
der Bundesbehörden. VV: Vollziehungsverordnung. VVG: BG über den Versicherungsvertrag. VVGE: Verwaltungs- und Verwaltungsgerichts­
entscheide des Kantons Obwalden. VwVG: BG über das Verwaltungsverfahren. VZG: V des BGr. über die Zwangsverwertung von Grund­
stücken. ZBGR: Schweizerische Zeitschrift für Beurkundungs- und Grundbuchrecht. ZBJV: Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins. Zbl.: 
Schweiz. Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung. ZfBR: Zeitschrift für deutsches und internationales Baurecht (Deutschland). ZGB: 
Schweizerisches Zivilgesetzbuch. ZHVG: Rechenschaftsbericht des Verwaltungsgerichtes des Kantons Zürich. ZPO: Zivilprozessordnung. ZR: 
Blätter für zürcherische Rechtsprechung. ZSR: Zeitschrift für Schweizerisches Recht. ZWR: Zeitschrift für Walliser Rechtsprechung. 

1987/1 BR/DC 23 


